
Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher der
Abwägung unterliegen:
Hessi scher Gärtnereiverband e.V. , Frankfurt a . M. (05 .08 .201 4)

Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und Hinweise:
Keine

1

Universi tä tsstadt Gießen

Bebauungsplan Nr. 33a

„Rodtberg“, 2. Änderung
(Teilgebiet Marburger Straße/Friedhofsallee)

Stel l ungnahmen der Öffen tl i chkei t sowie der Behörden und
sonstiger Träger öffen tl i cher Belange

Besch lussempfeh lungen zu den im Rahmen der frühzei tigen Unter-
ri ch tung der Öffen tl i chkei t gemäß § 1 3a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB;
der Offen legung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und der Betei l igung der
Behörden und sonstiger Träger öffen tl i cher Belange (TÖB) gem. § 4
Abs. 2 BauGB; der erneuten , eingeschränkten Betei l igung der
Öffen tl i chkei t und der TÖB gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i .V.m. § 4a
Abs. 3 BauGB sowie der wei teren eingeschränkten Betei l igung der
betroffenen An l ieger und TÖB jewei l s in Verbindung mi t § 1 3a
BauGB eingegangenen Stel l ungnahmen und Anregungen .

Gießen , den 1 4.08 .201 7

Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a BauGB vom
08.03.2016 bis 08.04.2016

Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher
der Abwägung unterliegen:
Rech tsanwal t Adrian Gotthold , Bi smarkstr. 1 2 , 35037 Marburg

Stellungnahmen, die berücksichtigt werden konnten oder mit der
erneuten Entwurfsoffenlage gegenstandslos geworden sind und daher
keiner Abwägung unterliegen:
Keine

Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und Hinweise:
Keine

Anlage 1

Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB
vom 22.07.2014 bis 05.08.2014

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
gemäß § 4 Abs. 2 i.V.m. § 13a BauGB vom 08.03.2016 bis 08.04.2016

Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher
der Abwägung unterliegen:
Regierungspräsidium Gießen, Abtei lung Immissionsschutz I I (1 2.04.201 6)
Lahn-Di l l -Kreis, Abt. für ländlichen Raum, 35576 Wetzlar (22.03.1 6)
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Stellungnahmen, die berücksichtigt werden konnten oder mit der
erneuten Entwurfsoffenlage gegenstandslos geworden sind und daher
keiner Abwägung unterliegen:

Hessen Archäologie, Schloss Biebrich, 65203 Wiesbaden (05.04.201 6)
Lahn-Di l l -Kreis, Abt. für ländlichen Raum, 35576 Wetzlar (22.03.1 6)
Universitätsstadt Gießen, Mittelhessische Wasserbetriebe (20.04.201 6)
Universitätsstadt Gießen, Tiefbauamt (20.04.201 6)
Universitätsstadt Gießen, Amt für Umwelt und Natur (07.04.201 6)
Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (29.03.201 6)
Universitätsstadt Gießen, Amt für Brand- und Bevölkerungsschutz (08.04.201 6)
Universitätsstadt Gießen, Vermessungsamt (1 1 .03.201 6)

Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und
Hinweise:

Handelsverband Hessen Süd, 60528 Frankfurt (06.04.201 6)
Polizeipräsidium Mittelhessen, 35394 Gießen (23.03.201 6)
Universitätsstadt Gießen, Stadtreinigungs- und Fuhramt (1 5.03.201 6)
Universitätsstadt Gießen, Liegenschaftsamt (08.03.201 6)
Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt (21 .03.201 6)
Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (08.04.201 6)
Universitätsstadt Gießen, Abt. Wirtschaftsförderung (1 1 .04.201 6)
Landesbetrieb Bau und Immobil ien Hessen, Frankfurt (31 .03.201 6)
Industrie- und Handelskammer Gießen-Friedberg (02.03.201 6)
Hessen mobil , 35664 Dil lenburg (07.04.201 6)
Deutsche Telekom Technik GmbH, 35398 Gießen (29.03.201 6)
Ericsson Services GmbH, 95448 Bayreuth (21 .03.201 6)
Landrat - Landkreis Gießen, Wasser- und Bodenschutz (21 .03.201 6)

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange haben keine Stellungnahmen abgegeben:

Kreisausschuss, Landkreis Gießen, Gesundheitsamt,
Kreisausschuss, Landkreis Gießen, Kreisstraßen
Landesamt für Denkmalpflege Hessen
Universitätsstadt Gießen, Untere Denkmalschutzbehörde
Kreishandwerkerschaft
Regierungspräsidium Gießen, Abtei lung Landwirtschaft (1 2.04.201 6)
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
Hessische Gesel lschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V.
Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen e.V.
Naturschutzbund Deutschland e.V.
DGGL-Hessen, Niedernhausen
Universitätsstadt Gießen, Straßenverkehrsbehörde
Stadtwerke Gießen, Abtei lung Nahverkehr
Mittelhessen Netz GmbH, Abt. Stromversorgung
Stadtwerke Gießen AG, Abt. Fernwärme
Stadtwerke Gießen AG, Abt. Wasserversorgung
Stadtwerke Gießen AG, Abt. Gasversorgung
Arbeitsgemeinschaft Gießener Frauenverbände
Universitätsstadt Gießen, Gartenamt
Universitätsstadt Gießen, Frauenbeauftragte
Universitätsstadt Gießen, Städt. Behindertenbeauftragte
Hessischer Gärtnereiverband e.V. , Frankfurt, Herr Paulus
CA Immo Deutschland GmbH, Frau Heinecke, Asset Management
Ahmadiyya Muslim Jamaat Gießen, Herr Cheema

planung15
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Erneute, eingeschränkte Beteiligung der Öffentlichkeit nach
§ 4a Abs.3 BauGB vom 02.05.2017 bis 17.05.2017

Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher
der Abwägung unterliegen:
Rech tsanwal t Adrian Gotthold , Bi smarkstr. 1 2 , 35037 Marburg

Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und
Hinweise:
keine

Im Rahmen der erneuten Offenlage haben keine Stellungnahmen
abgegeben:
Keiner

Erneute, eingeschränkte Beteiligung der Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4a Abs. 3 vom
02.05.2017 bis 17.05.2017

Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher
der Abwägung unterliegen:
Landesbetrieb Landwirtschaft Hessen, Mainz-Kastel (1 7.05.201 7)
Gartenbauverband Baden-Württemberg - Hessen, Frankfurt a. M. (1 2.07.201 7)
Gartenbauverband Baden-Württemberg - Hessen, Frankfurt a. M. (1 1 .07.201 7)
Regierungspräsidium Gießen, Abtei lung Immissionsschutz I I (1 2.04.201 6)
Lahn-Di l l -Kreis, Abt. für ländlichen Raum, 35576 Wetzlar (22.03.1 6)

Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und
Hinweise:
Regierungspräsidium Gießen, Abtei lung Landwirtschaft (1 2.04.201 6)

Im Rahmen der TÖB-Beteiligung haben keine Stellungnahmen abgegeben:
Keiner

3

Weitere, eingeschränkte Beteiligung der betroffenen Anlieger
und der betroffenenen Träger öffentlicher Belange gem. § 4a
Abs. 3 vom 21.07.2017 bis 09.08.2017

Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher
der Abwägung unterliegen:
Rech tsanwal t Adrian Gotthold , Bi smarkstr. 1 2 , 35037 Marburg
Gartenbauverband Baden-Württemberg - Hessen, Frankfurt a. M. (07.08.201 7)

Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und
Hinweise:
Landesbetrieb Landwirtschaft Hessen, Mainz-Kastel (1 7.05.201 7)

Im Rahmen der erneuten Beteiligung haben keine Stellungnahmen
abgegeben:
Blumenhaus und Gartenbaubetrieb Dönges, 35369 Gießen

Hinweis zur Anordnung der Stellungnahmen

Zur verbesserten Handhabung und Übersicht werden die abzuwägenden
Stellungnahmen in der folgenden Auflistung entgegen der oben aufge-
führten Zusammenstellung nach den einzelnen Beteiligungsschritten

a) in der Reihenfolge

1 . Stel lungnahmen der Öffentl ichkeit bzw. der Betroffenen aus den erneuten
Offenlagen des Planentwurfs,

2 . Stel lungnahmen der Öffentl ichkeit aus der Offenlage des Planentwurfes,

3 . Stel lungnahmen der Öffentl ichkeit aus der frühzeitigen Unterrichtung/Betei l igung
zum Vorentwurf und

4. Stel lungnahmen der Träger öffentl icher Belange aus den erneuten Betei l igungen

5. Stel lungnahmen der Träger öffentl icher Belange aus der Offenlage/Betei l igung

angeordnet, wobei

b) in beiden Öffentl ichkeits-Betei l igungsschri tten abgegebene Stel lungnahmen der
gleichen Person oder Insti tution oder inhal tsg leiche Stel lungnahmen zusammen
gefügt werden.

planung15
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan Nr. 33a „Rodtberg“, 2. Änderung:
Abwägung der Anregungen , d ie im Rahmen der frühzei tigen Betei l igung gemäß
§ 3 Abs. 1 BauGB, der Offen legung gem. § 3 Abs. 2 BauGB, der erneuten
Offen legung gem. § 4a Abs. 3 BauGB sowie in der Betei l igung der Behörden
und sonstiger Träger öffen tl i cher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebrach t wurden .

Stel lungnahme von: Rechtsanwalt A. Gotthold vom: 28.07.201 7

1. Den Anregungen zu den Werbeanlagen wird gefolgt.

Die nach einer weiteren eingeschränkten Betei l igung verbleibenden Anregungen zu den

Werbeanlagen können noch in den 3. Bebauungsplanentwurf aufgenommen werden, da es

sich um bauordnungsrechtl iche Festsetzungen handelt, die nicht das Planungsrecht betreffen

und städtebaulich vertretbar sind.

1 .

4
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan Nr. 33a „Rodtberg“, 2. Änderung:
Abwägung der Anregungen , d ie im Rahmen der frühzei tigen Betei l igung gemäß
§ 3 Abs. 1 BauGB, der Offen legung gem. § 3 Abs. 2 BauGB, der erneuten
Offen legung gem. § 4a Abs. 3 BauGB sowie in der Betei l igung der Behörden
und sonstiger Träger öffen tl i cher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebrach t wurden .

Stel lungnahme von: Rechtsanwalt A. Gotthold vom: 28.07.201 7

2. Der Anregung, einen städtebaulicher Vertrag zur Ergänzung und Konkretisierung der

Festsetzungen der 2. Bebauungsplanänderung "Rodtberg" zu schließen, wird nicht gefolgt.

Die Anregungen aus der Stel lungnahme vom 1 7.05.201 7 wurden in einem

Gesprächstermin zwischen dem Gärtnereibetrieb und seinen Vertretern sowie dem

Magistrat erörtert und verhandelt. Aufbauend auf dem Gesprächsergebnis wurden die

Anregungen aus "Tei l A) Vorschlag zum Klageverzicht" im Anschluss in einem weiteren 3.

Bebauungsplanentwurf umgesetzt und in der Begründung ergänzt, sowie einer weiteren

eingeschränkten Betei l iung der betroffenen Anlieger und Träger unterzogen.

Damit sind diese vorgebrachten Anregungen nach Rechtskraft der 2.

Bebauungsplanänderung rechtsverbindlicher Bestandtei l des Bebauungsplanes, sodass eine

weitere vertragliche Fixierung nicht für notwendig erachtet wird. Auf einen Vertrag wird

somit verzichtet.

Dadurch unterl iegen die geäußerten Anregungen der vorangegangenen Stel lungnahmen

der Abwägung.

2.

5



BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan Nr. 33a „Rodtberg“, 2. Änderung:
Abwägung der Anregungen , d ie im Rahmen der frühzei tigen Betei l igung gemäß
§ 3 Abs. 1 BauGB, der Offen legung gem. § 3 Abs. 2 BauGB, der erneuten
Offen legung gem. § 4a Abs. 3 BauGB sowie in der Betei l igung der Behörden
und sonstiger Träger öffen tl i cher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebrach t wurden .

Stel lungnahme von: Rechtsanwalt A. Gotthold vom: 1 7.05.201 7

6

Behand lungsvorsch lag siehe folgende Sei ten .
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan Nr. 33a „Rodtberg“, 2. Änderung:
Abwägung der Anregungen , d ie im Rahmen der frühzei tigen Betei l igung gemäß
§ 3 Abs. 1 BauGB, der Offen legung gem. § 3 Abs. 2 BauGB, der erneuten
Offen legung gem. § 4a Abs. 3 BauGB sowie in der Betei l igung der Behörden
und sonstiger Träger öffen tl i cher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebrach t wurden .

Stel lungnahme von: Rechtsanwalt A. Gotthold vom: 1 7.05.201 7

7

1. Der Vorschlag zum Klageverzicht wird zur Kenntnis genommen. Ein Gespräch zur
Erörterung und Verhandlung der vorgebrachten Anregungen ist erfolgt.
Der Magistrat vertritt zwar die Auffassung, dass das durchgeführte Änderungsverfahren
weder formal noch bezüglich seines Abwägungsergebnisses im Rahmen einer gerichtl ichen
Überprüfung gefährdet wäre, dennoch wurden die vorgebrachten Anregungen daraufhin
geprüft, inwieweit weitere Änderungen der angemessenen Entwicklung der
Gärtnereibetriebe und möglicher Nachfolgenutzungen zuträglich sind und in die
Bebauungsplanänderung aufgenommen werden können.
Die im Vorschlag des Klageverzichts enthaltenen Anregungen wurden bei einem
Gesprächstermin am 1 7.07.201 7 erörtert und behandelt. Daraus ergaben sich Änderungen
in den Bebauungsplanfestsetzungen, die ledigl ich die Gärtnereigrundstücke betreffen und in
einem 3. Bebauungsplanentwurf eingearbeitet sowie einer weiteren eingeschränkten
Betei l igung unterzogen wurden.

2. Der Anregung, dass bei Aufgabe des gartenbaulichen Betriebszweigs die
Nutzungen als Friedhofsgärtnerei und Blumenhandel fortgeführt werden können, wird
grundsätzlich gefolgt.
Gewerbliche Nutzungen werden in den Mischgebieten nicht ausgeschlossen. Sie sind in
beiden Mischgebieten zulässig.
Differenziert wird al lerdings nach dem Störgrad der Betriebe. Während in den Tei lbereichen
A-C der für ein Mischgebiet zulässige Störgrad aufgrund der umliegenden reinen
Wohngebiete reduziert wurde (auf nicht störende Gewerbebetriebe) sind in den Bereichen,
die nicht mit A-C gekennzeichnet sind, auch mischgebietstypische nicht wesentl ich störende
Gewerbebetriebe zulässig und somit auch gewerbliche bzw. dienstleistende Nutzungen wie
Friedhofsgärtnereien.
Darüber hinaus werden mit den Ergänzungen des 3. Bebauungsplanentwurfs für den im
Blockinnenbereich gelegenen Tei lbereich D neben der Zulässigkeit für Gartenbaubetrieben
auch noch Betriebe zur Herstel lung und Gestaltung von Grabstätten zugelassen. Weiterhin
wird mit dem 3. Entwurf auch die ausnahmsweise Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben
erweitert.
Somit ergeben sich für den Gartenbaubetrieb mit der Bebauungsplanänderung folgende
Vortei le:
-- Gartenbaubetriebe sind weiterhin zulässig.

1 .

2.
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan Nr. 33a „Rodtberg“, 2. Änderung:
Abwägung der Anregungen , d ie im Rahmen der frühzei tigen Betei l igung gemäß
§ 3 Abs. 1 BauGB, der Offen legung gem. § 3 Abs. 2 BauGB, der erneuten
Offen legung gem. § 4a Abs. 3 BauGB sowie in der Betei l igung der Behörden
und sonstiger Träger öffen tl i cher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebrach t wurden .

Stel lungnahme von: Rechtsanwalt A. Gotthold vom: 1 7.05.201 7
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3.

4.

zu 2.

noch zu 2.
-- Bei Aufgabe des Betriebszweigs der gartenbaulichen Erzeugung kann eine
dienstleistungsausgerichtete Friedhofsgärtnerei als gewerblicher Betrieb weiter betrieben
werden. Er ist im Mischgebiet al lgemein zulässig, während er in einem Kleinsiedlungsgebiet
nur ausnahmsweise zulässig wäre.
-- Im östl ichen Bereich entlang der Friedhofsal lee ist ein gegenüber dem Kleinsiedlungsgebiet
erweiterter Störgrad zulässig, denn hier sind auch nicht wesentl ich störende
Gewerbebetriebe zulässig.
- nicht großflächiger Einzelhandel für Pflanzen und Gartenbedarf entsprechend der
Textfestsetzung ist, auch unabhängig vom Fortbestand der gartenbaulichen Eigenproduktion,
zulässig.

3. Den Bedenken, dass durch die Festsetzungen der Einzelhandel mit
Gärtnereierzeugnissen und Gärtnereibedarf zu stark eingeschränkt wird, wird gefolgt.
Die angeregte Ergänzung der Textfestsetzung um die Zulässigkeit von Einzelhandel mit
Pflanzen und Gartenbedarf wird in den 3. Entwurf aufgenommen. Unabhängig von einer
Zuordnung zu einem Gartenbaubetrieb sind damit nun auch nicht großflächige
Einzelhandelsbetriebe für Pflanzen und Zubehör, Pflege- und Düngemittel, Grabpflege,
Gartenbedarf und Randsortimenten für Schnittblumen sowie Arbeitsbekleidung zulässig.
Um dem städtischen Einzelhandels- und Zentrenkonzept (siehe Gießener Sortimentsl iste
201 0) zu entsprechen, sind die innenstadtrelevanten Sortimente Schnittblumen und
Arbeitsbekleidung nur als Randsortimente zulässig. In der Begründung zum 3.
Bebauungsplanentwurf wird dies weiter erläutert.

Der Aussage, dass im östl ichen Bereich des Mischgebietes 1 , der keinem Teilbereich
zugeordnet ist, Einzelhandel ausnahmslos ausgeschlossen wird, wird nicht zugestimmt.
Die Festsetzungen zum Einzelhandel beziehen sich auf das gesamte Mischgebiet MI 1 , die
Tei lbereiche haben mit der Einzelhandelsfestsetzung nichts zu tun. Somit gelten die
Festsetzungen zum Einzelhandel auch für den östl ichen Bereich.



BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan Nr. 33a „Rodtberg“, 2. Änderung:
Abwägung der Anregungen , d ie im Rahmen der frühzei tigen Betei l igung gemäß
§ 3 Abs. 1 BauGB, der Offen legung gem. § 3 Abs. 2 BauGB, der erneuten
Offen legung gem. § 4a Abs. 3 BauGB sowie in der Betei l igung der Behörden
und sonstiger Träger öffen tl i cher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebrach t wurden .

Stel lungnahme von: Rechtsanwalt A. Gotthold vom: 1 7.05.201 7
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4.

4. Der Anregung, die Baugrenzen zu ändern, wird gefolgt.
Die Baugrenzen begrenzen die überbaubaren Flächen eines Grundstücks. Gebäude und
Gebäudetei le, die nach Rechtskraft der Bebauungsplanänderung - möglicherweise im
Rahmen einer anderen Nachfolgenutzung - gebaut werden sol len, dürfen diese nicht
überschreiten.
Die Baugrenzen der Gärtnerei haben nach Südwesten in Anlehnung an die
bauordnungrechtl iche Abstandsregelung einen Abstand von 3 m zur Nachbargrenze. Nach
Osten wurde die Baugrenze von 5m im ursprünglichen Bebauungsplan von 1 966
zugunsten einer besseren Ausnutzung des Grundstücks und zum Vortei l des Betriebes auf 3m
verringert. Im Norden beträgt der Abstand der Baugrenze zur Straßenbegrenzungsl inie für
eine zweigeschossige Nachfolgenutzung 5m. Die Festsetzung erfolgte zum einen aus
stadtgestalterischen Gründen, aber auch um mögliche Konfl ikte zwischen den beiden
Gärtnereien zu vermeiden, wenn beispielsweise die südlich gelegene Gärtnerei eine
andere, höhere Nachfolgenutzung erhalten würde.
Auf Anregung der vorl iegenden Stel lungnahme wurde die Festsetzung dieser Baugrenzen
zum im Geltungsbereich l iegenden Tei l der Troppauer Straße ergänzt. Eingeschossige
Gebäude dürfen auch bis auf 3 m an die Grundstücksgrenze heranrücken.
Die bereits vorhandenen gärtnereizugehörigen Gebäude haben unabhängig von der
Baugrenzenfestsetzung Bestandsschutz.



BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan Nr. 33a „Rodtberg“, 2. Änderung:
Abwägung der Anregungen , d ie im Rahmen der frühzei tigen Betei l igung gemäß
§ 3 Abs. 1 BauGB, der Offen legung gem. § 3 Abs. 2 BauGB, der erneuten
Offen legung gem. § 4a Abs. 3 BauGB sowie in der Betei l igung der Behörden
und sonstiger Träger öffen tl i cher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebrach t wurden .

Stel lungnahme von: Rechtsanwalt A. Gotthold vom: 1 7.05.201 7
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5.

5. Der Anregung, dass die Festsetzungen zu den Werbeanlagen für den
Gartenbaubetrieb aufgehoben werden sollen, wird nicht gefolgt.
Die Festsetzungen für Werbeanlagen entsprechen den in der Stadt Gießen üblichen 
Standards und dienen dazu, gerade in Bereichen, die von sensiblen Wohnnutzungen 
umgeben sind, keine negativen gestalterischen oder störenden Auswirkungen zu erzeugen. 
Die vorhandenen Werbeanlagen der Gärtnerei haben Bestandsschutz.
Als Ergebnis des Gesprächstermins am 1 7.07.201 7 wurden die Textfestsetzungen zu 
Werbeanlagen aber ergänzt und erweitert und in den 3. Bebauungsplanentwurf 
aufgenommen. Die im Rahmen der dazu eingegangenen weiteren Stel lungnahme vom 
28.07.1 7 erfolgten  Anregungen  zur weiteren Ergänzung  können  ebenfalls  Berücksichtigung  
finden  (siehe  Punkt  1  der Stellungnahme  von  Rechtsanwalt  Gotthold  vom  28.07.1 7).

6. Der Anregung, dass die Teilbereiche D nach Aufgabe der Gärtnereinutzung auch
weiterhin überbaubar sein sollen, wird teilweise gefolgt.
Dem Bebauungsplanentwurf l iegt ein Konzept einer Blockrandbebauung zugrunde, wenn
der Gärtnereibetrieb mit al len Betriebszweigen gänzlich aufgegeben werden sol l te.
Bei Reduzierung der Gärtnereien um die flächenintensive gartenbauliche Erzeugung, die in
großen Tei len in Gewächshäusern stattfindet, ist es deshalb für die städtebauliche
Entwicklung zielführend, dass sich neue bauliche Anlagen außerhalb des Tei lbereiches D im
Rahmen auf die überbaubaren Randbereiche konzentrieren. Die großzügigen Baufenster
bieten hierfür ausreichende Möglichkeiten.
Um die Gärtnereien in ihrer Entwicklung aber nicht einzuschränken, ist für baulich Anlagen
der Gartenbaubetriebe eine eingeschossige Bebauung im Tei lbereich D weiterhin zulässig.
Auf Anregung der Stel lungnahme vom 1 7.05.07 wurde die Festsetzung dahingehend
erweitert, dass im Tei lbereich D auch Betriebe zur Herstel lung und Gestaltung von
Grabstätten zulässig sind für den Fal l der Aufgabe des produzierenden Betriebstei ls.
Für langfristig mögliche neue Nutzungen (z.B. zu Wohnzwecken) sol len dagegen die
Blockinnenbereiche von Bebauung freigehalten und möglichst gärtnerisch begrünt werden.
Im Tei lbereich D können die Festsetzungen zum Mindest-Grünantei l optimal umgesetzt
werden.
.

6.

7.

8.

9.



BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan Nr. 33a „Rodtberg“, 2. Änderung:
Abwägung der Anregungen , d ie im Rahmen der frühzei tigen Betei l igung gemäß
§ 3 Abs. 1 BauGB, der Offen legung gem. § 3 Abs. 2 BauGB, der erneuten
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7. Der Argumentation, dass die Freihaltung der Teilbereiche D zu eine
Schlechterstellung gegenüber den Nachbargrundstücken führen würde, wird nicht gefolgt.
Unabhängig von der Zulässigkeit zur Art der baulichen Nutzung im Tei lbereich D (siehe Nr.
6) ist das Maß der baulichen Nutzung zu betrachten.
Für das gesamte Mischgebiet MI1 sind eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 und eine
Geschossflächenzahl (GFZ) von 1 ,1 vorgesehen, d.h. sowohl für die Gärtnereiflächen als
auch die für Wohnbebauung vorgesehene Flächen.
Gegenüber den Festsetzungen im Kleinsiedlungsgebiet mit einer GRZ von 0,2 und GFZ von
0,3 verbessert sich die Ausnutzungsmöglichkeit für al le Grundstücke erheblich.
Ledigl ich die Lage der überbaubaren Flächen stel l t sich unterschiedlich dar. Im
Kleinsiedlungsgebiet konnte zwar auf dem ganzen Grundstück aber dafür wesentl ich
weniger Grundstücksfläche überbaut werden. Im Mischgebiet darf mehr Grundstücksfläche
überbaut werden, aber in städtebaulich geordneter Lage vorrangig in den
Blockrandbereichen. Für Gärtnereibetriebe und Grabpflegebetriebe gi lt diese Einschränkung
durch Festsetzungen für den Tei lbereich D aber nicht (siehe Nr. 6) .
Auch die Festsetzungen für die Mindestgrünantei le, und somit von Bebauung freizuhaltenden
Grundstücksflächenantei le, gelten für das gesamte Mischgebiet MI 1 und stel len daher keine
Schlechterstel lung gegenüber den Nachbargrundstücken im MI 1 dar.

8. Die wiederholte Erklärung zum Klageverzicht wird zur Kenntnis genommen.
Unabhängig von dieser Erklärung wurden die Anregungen in einem Gesprächstermin
zwischen Magistrat und Gärtnereivertretern nochmals diskutiert und al le berechtigten
Anregungen berücksichtigt.
Zum Vorschlag des Klageverzichts wird weiterhin auf Punkt 1 verwiesen.

9. Die Anregungen aus den vorangegangenen Stel lungnahmen wurden geprüft und
so weit wie möglich berücksichtigt. Die nicht berücksichtigten Anregungen unterl iegen der
Abwägung.

9.

7.

8.
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1 0.

10. Die Einschätzung, dass die Festsetzungen der Bebauungsplanänderung eine
Schlechterstellung der Gärtnereirechte bewirken, wird nicht geteilt.
Zu den Bedenken der Schlechterstel lung wird auf Punkt 7 verwiesen.

11. Der Einwand, dass die Bedenken aus den vorangegangenen Stellungnahmen nicht
ausgeräumt werden konnten, wird nur teilweise gefolgt.
Zu den aufgelisteten Anregungen aus der Stel lungnahme der Offenlage im März/Apri l
201 6 wird auf die Behandlungsvorschläge zur Stel lungnahme vom 07.04.201 6 verwiesen.

12. Der Einschätzung, dass die angenommene mögliche Bebauung nach Maßgabe des
rechtskräftigen Bebauungsplans in dem Ausmaß nicht möglich ist, wird nicht gefolgt.
Der rechtskräftige Bebauungsplan setzt für das Kleinsiedlungsgebiet eine Grundflächenzahl
(GRZ) von 0,2 und eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,3 fest. Darüber hinaus sind zwei
Vol lgeschosse zulässig und als Dachform ist ein Satteldach mit einer Neigung von 30°
festgesetzt.
Für die exemplarisch dargestel l te Bebauung wurde das mögliche Maß der baulichen
Nutzung annähernd ausgeschöpft und eine GRZ von 0,1 5 mit einer GFZ von 0,3 bei zwei
Vol lgeschossen angenommen sowie ein Satteldach mit 30°. Da keine Baugrenzen
vorgegeben sind, wurde der bauordnungsrechtl iche Mindestabstand von 3 m zur
Nachbargrenze angenommen. Für die zwei Vol lgeschosse wurde eine gerundete
Geschosshöhe von je 3 m zugrundegelegt.
Al lein aus diesen Maßgaben sind die Baukubaturen entstanden, die unabhängig von einer
möglichen Nutzung visualisiert wurden.
Als mögliche Nutzungen sieht die BauNVO 1 962 für Kleinsiedlungsgebiete neben
Kleinsiedlungen, landwirtschaftl ichen Nebenerwerbsstel len und Gartenbaubetrieben auch
beispielsweise nicht störende Handwerksbetriebe oder Schank- und Speisewirtschaften als
al lgemein zulässig und beispielsweise Anlagen für kirchl iche, kulturel le, soziale,
gesundheitl iche und sportl iche Zwecke als ausnahmsweise zulässige und damit denkbare
Nutzungen für die fiktive Bebauung zu.

13. Die Einschätzung, dass die fiktive Bebauung nicht genehmigungsfähig wäre, wird
zurückgewiesen.
Eine detai l l ierte Prüfung obliegt selbstverständlich dem Baugenehmigungsverfahren.

11 .

1 2.
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noch zu 13.
Eine Genehmigungsunfähigkeit, begründet auf dem Gebietsprägungserhaltungsanspruch,
kann nicht erkannt werden, wenn die Vorgaben zu Art und Maß der baulichen Nutzung den
Festsetzungen des Bebauungsplanes entsprechen.
Auch ein Verstoß gegen § 1 5 BauNVO kann nicht von vornherein aufgrund einer
Mehrgeschossigkeit angenommen werden, da nur zwei Vol lgeschosse der Visualisierung
zugrunde gelegt wurden. In der Schrägansicht auf S. 1 der Verschattungsstudie ist zu
erkennen, dass die Höhe der fiktiven grünen Gebäudekubaturen nicht über die des
Bestandswohnhauses der Gärtnerei hinausgeht und es sich nicht um höhere
mehrgeschossige Gebäude wie in der näheren Umgebung handelt.

14. Der Einschätzung, dass das Elsner-Gutachten bei der Berücksichtigung der fiktiven
Bebauung von falschen Tatsachen ausging, wird widersprochen.
Zu den zugrundegelegten Festsetzungen der fiktiven Baukubaturen wird auf Punkt 1 3
verwiesen.

15. Der Anregung, dass weiterhin Aussagen zur tatsächlichen Beeinträchtigung fehlen
und erforderlich sind, wird nicht gefolgt.
Die tatsächl iche Betroffenheit, die sich daraus ergibt, dass die rechtskräftigen
Bebauungsplanfestsetzungen bisher nicht vol lumfänglich ausgeschöpft wurden, wurde mit
der letzten Verschattungsstudie sowie dem Sachverständigen-Gutachten vom Apri l 201 7
nicht untersucht.
Diese Beeinträchtigungen könnten auch entstehen, wenn eine Bebauung nach
rechtskräftigem Bebauungsplan beantragt würde, unabhängig von einem
Planänderungsverfahren.
Untersucht wurden im Rahmen des Bebauungsplan-Änderungsverfahrens somit nur die
Auswirkungen, die die Änderung selbst und im Bezug auf das bisherige Baurecht auslöst.

16. Dem Einwand, dass die 2. Bebauungsplanänderung rechtswidrig ist, wird
widersprochen.
Die Feststel lung einer Rechtswidrigkeit obliegt einer gerichtl ichen Prüfung und kann daher
nicht von vornherein angenommen werden.
Zu den angenommenen und wiederholt aufgegriffenen Defiziten wird auf die
vorangegangenen Punkte verwiesen.

1 5.

1 4.

1 6.
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Behand lungsvorsch lag siehe folgende Sei ten .
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1. Der Einschätzung dass der Bebauungsplan Rodtberg durch den Eingriff in die
Rechte des Eigentümers rechtswidrig ist, wird nicht gefolgt.

Der Bebauungsplan Rodtberg Nr. 33a wurde in einem förmlichen Bebauungsplanverfahren
1 965-1 966 aufgestel l t, am 01 .03.1 966 als Satzung beschlossen, am 06.09.1 966
genehmigt und am 08.1 0.1 966 ortsüblich bekannt gemacht und ist damit in Kraft getreten.
Die Satzung ist seitdem rechtsverbindlich.
Zur geordneten Steuerung der baulichen Entwicklung, insbesondere auf der seit Jahren
benachbart brach liegenden ehemaligen Gärtnereifläche und zur Schaffung der
planungsrechtl ichen Rahmenbedingungen im Tei lbereich „Marburger Straße/Friedhofsal lee“
konnte gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ein Planerfordernis für eine 2. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 33a „Rodtberg“ begründet werden. Der Aufstel lungsbeschluss für die
2. Bebauungsplanänderung ist am 1 7.07.201 4 erfolgt und wurde am 1 9.07.201 4 bekannt
gemacht. Ein rechtswidriges Vorgehen liegt somit nicht vor.

2. Die Bedenken, dass das Brinkhoff-Gutachten nicht den Eindruck der Neutralität aufweist,
werden zurückgewiesen.

Beauftragt wurde eine öffentl ich bestel l te und vereidigte Sachverständige für Gartenbau, die
im Sachverständigen-Verzeichnis des Fachgebiets „Sachverständigenwesen“ des Regierungs-
präsidiums Kassel, das für die landesweite Bestel lung und Vereidigung von Sachverstän-
digen u.a. für Gartenbau zuständig ist, gel istet ist. Die Vereidigung gewährleistet, dass
Sachverständige unabhängig, unpartei isch und neutral handeln.
Die beauftragte Gutachterin hat gleichermaßen mit beiden betroffenen Parteien gesprochen,
sich mit den jeweil igen Belangen befasst und eine neutrale Beurtei lung abgegeben. Eine
Bevorzugung einer Partei kann nicht erkannt werden.
Auf die Bemängelung des Gutachtens selbst wird nachfolgend unter den Punkten 1 5 ff. .
näher eingegangen.

3. Der Anregung, dass die rechtlichen Erwägungen nicht Gegenstand des Gutachtens sein
können, wird gefolgt.

Der Einwand, dass die rechtl ichen Erwägungen nicht angebracht sind, ist berechtigt und
wurde beim weiteren Vorgehen berücksichtigt. Beispielsweise fand die Frage, ob
Abstandsflächen einzuhalten wären oder eigentumsbezogene Aspekte in den folgenden
weiteren Gutachten keine Berücksichtigung.

2.

3.
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4. Den Bedenken, dass die stadtplanerischen Entscheidungen auf einem Gutachten
beruhen, das gravierende Mängel aufweist, kann nicht zugestimmt werden.

Der Bebauungsplanentwurf beruht nicht al lein auf den Ergebnissen des kri tisierten
Gutachtens. Unabhängig davon fanden weitere Untersuchungen und Gutachten, Abstim-
mungsgespräche mit den Betroffenen, Einbezug unterschiedl icher fachl icher Belange und
rechtl iche Grundlagen ebenfal ls Berücksichtigung. Da das beauftragte Sachverständigen-
Gutachten der Stadt Gießen al lerdings bemängelt und eine gutachterl iche Gegendar-
stel lung vorgelegt wurde, wurden seitens der Verwaltung eine weitere Verschattungs-
studie, sowie ein weiteres fachl iches Gutachten, das die bemängelten Aspekte aufge-
griffen und berücksichtigt hat, beauftragt. Darüber hinaus wurde der betroffenen Gärt-
nerei mehrfach die Gelegenheit zur Stel lungnahme gegeben, die geprüft und nach
Mögl ichkeit in den Bebauungsplanänderungs-Entwurf einbezogen wurde.

5. Der Vorhaltung, dass das vorgelegte Gutachten ungeeignet ist, wird teilweise
entsprochen.

Da das vorgelegte Gutachten vom Gegengutachter als unzureichend beurtei l t wurde, ist
ein weiteres Gutachten erstel l t worden, das
- sich einer anderen und von dem Gegengutachter als geeigneter beschriebenen

Methode bediente,
- die kri tisierten Vorbelastungen angemessen berücksichtigte,
- nachwies, dass aufgrund der Ergebnisse eine nähere Auseinandersetzung mit

innerbetriebl ichen Gegebenheiten nicht erforderl ich war,
- sch lussfolgern lässt, dass die Frage nach einer Existenzgefährdung nicht bebau-

ungsplanrelevant ist, wenn die Bebauungsplanänderung keine Verschlechterung der
planungsrechtl ichen Situation gegenüber dem Ursprungsplan begründet.

6. Dem Einwand, dass aufgrund des als mangelhaft bezeichneten Gutachtens, ein
Abwägungsdefizit vorliegt, wird teilweise gefolgt.

Den Anspruch, dass das Gutachten eine Existenzgefährdungsprüfung bzw. wirtschaftl iche
Untersuchung enthal ten sol l , tei l t der Magistrat nicht. Hierzu wird auf die Punkte 58 und
77 verwiesen. Dagegen kann die Forderung des Gegengutachters nach Einbezug
fehlender relevanter Kri terien (z.B. diffuse Bel ichtung, Globalstrahlung) oder die
Verwendung einer differenzierten Bewertungsmethodik nachvol lzogen werden. Aus
diesem Grund wurde ein weiteres Fachgutachten beauftragt.
Al le relevanten Belange, die für die Abwägung von Bedeutung sind, wurden somit
ermittel t und bewertet. Wei terh in wird auf Punkt 1 3 verwiesen .

4.

5.

6.

7.

8.
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7. Die Ansicht, dass der Gebietsprägungserhaltungsanspruch verletzt wird, wird nicht
geteilt.

Der Gebietsprägungserhal tungsanspruch gewährt einen Abwehranspruch gegen eine
Genehmigung eines Bauvorhabens im jewei l igen Baugebiet, wenn sich das Bauvorhaben
trotz al lgemeiner oder ausnahmsweiser Zulässigkeit als gebietsunverträgl ich erweist. Der
Gebietsprägungserhal tungsanspruch verleiht somit einen Schutzanspruch auf die Bewahr-
ung der typischen Prägung der jewei l igen Gebietsart.
Mit der Ein lei tung eines Bebauungsplanänderungsverfahrens bekundet und begründet die
Stadt den Wil len und die Erfordernis einer geänderten städtebaul ichen Entwicklung -auch
mit der Folge einer Änderung der Gebietsart.
Durch die beabsichtigte Umwidmung des ursprünglich festgesetzten Kleinsiedlungsgebietes
in ein Mischgebiet, in dem neben den weiterhin prägend vorhandenen Gartenbaubetrieben
auch die vorher bereits zulässige Wohnnutzung in etwas größerem Umgang zulässig wird,
ändert sich die Gebietsprägung nicht wesentl ich. Somit greift der
Gebietsprägungserhal tungsanspruch in diesem Fal l n icht. Zu den Immissionskonfl ikten
wird auf die Punkte 30 und 31 verwiesen.

8. Die Ansicht, dass das quantitative Mischungsverhältnis des Plangebietes durch die
Wohnbebauung gefährdet wird, wird nicht geteilt.

Der Bebauungsplanänderungsentwurf weist für den betreffenden Bereich das Mischgebiet
MI 1 aus. Das Mischgebiet MI 1 umfasst einersei ts die Flächen der beiden Bestandsgärt-
nereien und anderersei ts die Flächen der ehemal igen Gärtnerei , auf denen Wohn-
bebauung entstehen sol l . Mischgebiete dienen sowohl dem Wohnen als auch der
Unterbringung von Gewerbebetrieben (und auch Gärtnereibetrieben) . Die beiden Haupt-
nutzungen stehen dabei im Idealfal l g leichberechtigt nebeneinander und sol len beide
quanti tativ erkennbar sein, ohne dass ein bestimmter Mindestantei l gesetzl ich vorgegeben
wird. Gemäß einschlägigem Verwaltungshandeln können die beiden Hauptnutzungen bis
zu einem jewei l igen Verhältn is der Geschossflächenantei le von Wohn- und Nichtwohn-
Nutzungen bis zu 75/25% abweichen. Tei lbereiche können aber durchaus durch eine der
beiden Nutzungen geprägt sein.
Durch die Gärtnereinutzungen einersei ts und die geplante Wohnnutzung anderersei ts lässt
sich somit keine Gefährdung des Mischungsverhältn isses erkennen. Ein massives Überan-
gebot an Wohnbebauung lässt sich im MI 1 sowie auch im Rahmen einer Gesamtbi lanz
der Mischgebiete MI 1 und MI 2 nicht feststel len.

7.

8.

1 8
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9.

1 0.

9. Der Einwand, dass die vorgesehene Bebauungsplanänderung gegen den
Trennungsgrundsatz verstößt, wird abgewiesen.

Gemäß dem Trennungsgrundsatz des § 50 Bundesimmissionsschutzgesetz sind Städte und
Gemeinden dazu verpfl ichtet, sich gegenseitig ausschl ießende Nutzungen räuml ich von-
einander zu trennen, um schädl iche Umwelteinwirkungen auf schutzwürdige Nutzungen
zu vermeiden. Bei Wohnnutzung einersei ts und Gärtnereibetrieben anderersei ts, die
beide innerhalb eines Mischgebietes al lgemein zulässig sind und bei denen aufgrund von
gutachterl ichen Untersuchungen keine schädl ichen Einwirkungen festgestel l t werden
konnten, kann kein Verstoß gegen den Trennungsgrundsatz festgestel l t werden. Die ge-
plante Wohnnutzung und die bestehende Gärtnereinutzung schl ießen sich nicht gegen-
sei tig aus.
Weiterhin wird auf Punkt 43 verwiesen.

10. Die Befürchtung einer Bestandsgefährdung wird zur Kenntnis genommen. Sie
war Anlass für die durchgeführte umfangreiche Begutachtung.

Die angenommene wirtschaftl iche Gefährdung lässt sich nicht durch die Bebauungsplan-
änderung durchschlagend begründen. Die geschi lderten Beeinträchtigungen, die zu
dieser angenommenen Gefährdung führen könnten, würden sich auch durch die
Ausschöpfung des bestehenden Baurechts auf Grundlage des rechtskräftigen
Bebauungsplans ergeben. Ein Rechtsanspruch darauf, dass der Nachbar sein
vorhandenes Baurecht nicht vol l ausschöpft, besteht nicht.
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11. Der Einwand, das zulässige Maß der baulichen Nutzung sei überschritten, wird
abgewiesen.

Der Bebauungsplanentwurf sieht für den Bereich des Mischgebietes MI1 eine Grund-
flächenzahl von 0,4 und eine Geschossflächenzahl von 1 ,1 vor. Damit werden die Ober-
grenzen des Maßes der baul ichen Nutzung für Mischgebiete gemäß § 1 7 Baunutzungs-
verordnung/BauNVO (GRZ: 0,6; GFZ: 1 ,2 ) unter Berücksichtigung der geringeren Dichte
in der Umgebung sogar unterschri tten.
Ausschl ießl ich für die flächenintensiven Gärtnereinutzungen wird eine höhere Ausnutzung
ermögl icht, um die zurzeit einschränkenden Festsetzungen zum Maß der baul ichen Nutz-
ung für die Gärtnereibetriebe zu verbessern.
Hierzu wird auch auf Punkt 59 verwiesen.

12. Der Einschätzung von Unzulänglichkeiten des Bebauungsplanentwurfes wird
widersprochen.

Zum Eingriff in die gesicherte und geschützte Rechtsposition wird auf Punkt 1 verwiesen.
Im Entwurf der Bebauungsplanänderung wird für al le Grundstücke des Mischgebietes MI 1
eine höhere Grund- und Geschossflächenzahl festgesetzt, die zu einer höheren Baumasse
führt. Die Höhe dagegen wird nur entlang der Friedhofsal lee erhöht. Im Gegenzug wird die
Baugrenze für die geplante Wohnbebauung von der Nachbargrenze weiter abgerückt.
Bei der Bewertung von Auswirkungen durch die Bebauungsplanänderung ist zu unter-
scheiden zwischen der bestehenden Rechtsposition und der bestehenden Bestandssituation,
die die Zulässigkeiten des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 33a „Rodtberg“ nicht vol l
ausschöpft. Bereits der rechtskräftige Bebauungsplan würde eine Bebauung zulassen, die
Auswirkungen auf den Gärtnereibetrieb haben könnte.
In Verbindung mit einem größeren Grenzabstand konnte im aktuel len Sachverständigen-
Gutachten (Elsner vom Apri l 201 7) für die Gesamtsituation keine Verschlechterung durch
Verschattung gegenüber den gültigen Festsetzungen nachgewiesen werden.
Bezüglich der Emissionen, die vom Gärtnereibetrieb ausgehen, profitiert der Betrieb von
einem Mischgebiet gegenüber einem Kleinsiedlungsgebiet, das den Schutzstatus eines al lge-
meinen Wohngebietes aufweist.
Zur Vermeidung von Nachbarkonfl ikten wurden neben den Festsetzungen auch entsprech-
ende Hinweise in den Bebauungsplanänderungsentwurf aufgenommen.
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13. Die Kritik, dass der Bebauungsplanentwurf abwägungsfehlerhaft ist, wird
zurückgewiesen.

Um das Abwägungsmaterial zu erweitern und auf die Einwände des Gärtnereibetriebes
einzugehen, wurden eine weitere und detai l l iertere Verschattungsstudie sowie ein zusätz-
l iches Sachverständigengutachten eingeholt. Darüber hinaus wurde die Gärtnerei auch
zwischen den formalen Betei l igungsmögl ichkeiten gehört und zur Stel lungnahme aufge-
fordert.
Dem Einwand, die Investoreninteressen vorzuziehen, kann demnach nicht entsprochen
werden. Das Konzept der Investoren wurde mehrfach geändert und reduziert.
Ein Rechtsanspruch zu einer Bebauungsplanänderung seitens der Investoren besteht nicht.
Die Stadt Gießen kann al lerdings im Rahmen der kommunalen Planungshoheit gemäß §1
Abs.3 BauGB Baulei tpläne aufstel len, sobald und soweit es für die städtebaul iche
Entwicklung und Ordnung erforderl ich ist. Diese Erforderl ichkeit sieht die Stadt für ein
innerstädtisches und seit Jahren brachl iegendes Gelände bei g leichzeitig bestehendem
Wohnflächen-Bedarf als gegeben an. Gleichzeitig berücksichtigt und verbessert der
Bebauungsplanentwurf die planungsrechtl ichen Grundlagen auch für die Gärtnereien in
angemessenem Umfang.
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1 4.

1 5.

14. Zur Infragestel lung der gutachterl ichen Neutral i tät (Brinkhoff) und der rechtl ichen
Erwägungen wird auf die Punkte 2 und 3 verwiesen.

15. Dem Einwand, dass der Auftrag der Sachverständigen Brinkhoff unklar war, wird
teilweise gefolgt.

Bemängelt wird, dass der genaue Auftrag aus dem Gutachten nicht klar hervorgeht. Dies
hängt auch damit zusammen, dass unterschiedl iche Erwartungen an die Begutachtung
bestanden. Eine detai l l ierte Beschreibung des Auftragsumfangs zur eindeutigen Defin i tion
des Auftrags, insbesondere was das Gutachten untersuchen sol l (städtebaul iche Verträg-
l ichkeit im Hinbl ick auf bestehende Rechtssi tuation) in Abgrenzung dazu, was es nicht
untersuchen sol l (Berechnung mögl icher wirtschaftl icher Einbußen) wurde für Dri tte nicht
klar genug defin iert.
Gleichwohl wurden im Gutachten unter Punkt 2 der Anlass und Inhal t der Untersuchung
formul iert. Im Rahmen der Angebotsaufforderung wurde eine Leistungsbeschreibung mit
den Anforderungen an das Gutachten ausgegeben. Nach einem Vorgespräch und im
Zuge der Beauftragung wurde zusammenfassend defin iert, dass das Gutachten feststel len
sol l , ob die Beeinträchtigungen der Gärtnerei aus gärtnereifachl icher Sicht insgesamt
durch die planungsrechtl ichen Änderungsabsichten erhebl iche nachtei l ige Auswirkungen
auf die nachbarl iche Gärtnerei haben können oder noch verträgl ich und verhältn ismäßig
im Vergleich zu den derzeitigen planungsrechtl ichen Zulässigkeiten und im Rahmen einer
angemessene städtebaul iche Entwicklung zumutbar sind.
In ihrem Gutachten weist die Sachverständige dennoch darauf hin, dass eine differen-
ziertere und weitergehende Beurtei lung auch hinsichtl ich zusätzl icher wirtschaftl icher Be-
rechnungen einer weiteren Untersuchung bedarf.
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1 6.

1 7.

1 8.

1 9.

20.

16. Der Anregung, dass der Umfang des Brinkhoff-Gutachtens nicht ausreichend war,
wird teilweise gefolgt.

Das Gutachten enthäl t durchaus verwertbare Aussagen, die aber nicht den Schwerpunkten
und der Aussagekraft entsprechen, die der Gärtnereibetrieb für sich beansprucht.
Es wird deutl ich, dass zwischen den städtischen Anforderungen an das Gutachten als Grund-
lage für eine städtebaul iche und planungsrechtl iche Beurtei lung einersei ts und den privaten
Anforderungen an eine detai l l ierte Untersuchung wirtschaftl icher Folgewirkungen hinsichtl ich
mögl icher Erstattungsansprüche anderersei ts ganz unterschiedl iche Erwartungen an die gut-
achterl iche Untersuchung gestel l t wurden und unter anderem daraus die Kri tik am unzureich-
enden Umfang des gartenbaufachl ichen Gutachtens abzulei ten ist.
Das Gutachten hatte nicht zum Auftrag, detai l l ierte Berechnungen zu den wirtschaftl ichen
Auswirkungen zu erstel len. Der Magistrat vermochte hierzu auch keine Rechtsgrundlage für
öffentl ich-rechtl iche Erstattungsansprüche der Gärtnerei feststel len und sah damit auch keinen
Anlass, Entschädigungsansprüche im Planverfahren zu untersuchen.

17. Der Kritik, dass vorgebrachte Einwände des Gärtnereibetriebs im Gutachten
übergangen werden, wird nicht gefolgt.

Die Gutachterin geht auf verschiedene Einwände ein, bezieht sie aber zusammenfassend nur
in dem von ihr zu beurtei lenden Maße ein. Der Vorwurf, dass sie die Auffassung des Stadt-
planungsamtes übernimmt, wird zurückgewiesen.
Aufgrund der Kri tik an dem vorgelegten ersten Gutachten wurde ein weiteres Sachverständ-
igengutachten beauftragt, das zum Ergebnis kam, dass sich die Bel ichtungssi tuation durch
die Bebauungsplanänderung im Vergleich zum vorhandenen Baurecht nicht verschlechtert.
Insofern wird der im ersten Sachverständigengutachten bemängelte Einbezug diverser Fakten
(z.B. Ausstattung der Gewächshäuser, Auswirkungen auf die Bedürfnisse der einzelnen
angebauten Kulturen, … ) irrelevant.
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1 9.

20.

18. Die Bedenken, dass eine ungeklärte Rechtfrage nicht in das Gutachten einfließen
kann, werden berücksichtigt.

Grundsätzl ich sind bauordnungsrechtl ich geregelte Abstandsflächen zu den Nachbargren-
zen einzuhalten, wenn der Bebauungsplan keine andere Regelung tri fft. Da in diesem
konkreten Fal l aber dieser Sachverhalt rechtl ich nicht eindeutig geklärt ist, werden die
Bedenken aufgegriffen und in dem zweiten Sachverständigen-Gutachten berücksichtigt.
Nach Aussage des Gutachters besteht l ichttechnisch kein Unterschied, ob die Gesamtfläche
der an der Grundstücksgrenze liegenden Gewächshäuser oder nur die Flächenantei le
betrachtet werden, die innerhalb der Baugrenzen liegen.

19. Den Bedenken, zum unzureichenden Einbezug der Kulturen, wird nicht gefolgt.
Da das Sachverständ igen -Gutach ten (E l sner, Apri l 201 7) keine
Gesamtversch lech terung der Bel i ch tungssi tua tion gegenüber dem bestehenden
Baurech t des Ursprungsplanes feststel len konn te, i st eine Untersuchung der
Auswirkungen auf d ie angebauten Pflanzen im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens
n ich t erforderl i ch .
Wei terh in wird auf Punkt 1 7 verwiesen .

20. An dieser Stelle wird das Gegengutachten aufgegriffen, interpretiert und
erläutert.

Auf das Gegengutachten selbst wird unter Punkt 78 eingegangen .
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20. An dieser Stelle wird das Gegengutachten aufgegriffen, interpretiert und
erläutert.

Auf das Gegengutachten selbst wird unter Punkt 78 eingegangen .

zu
20.
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21 .
21. Der Infragestellung der Eignung der Gutachterin wird nicht gefolgt.
Die Gutachterin Frau Brinkhoff ist eine öffentl ich bestel l te und vereidigte Sachverständige
für Gartenbau mit unterschiedl ichen Bestel lungsgebieten – wie auf der ersten Seite des
Gutachtens ausgeführt-, u.a. Garten- und Landschaftsbau, Friedhofsgärtnerei und Bewer-
tungs- und Entschädigungsfragen in Gartenbaubetrieben. Sie wird in der Sachverstän-
digenl iste des Regierungspräsidiums Kassel al ler in Hessen zugelassenen Sachverstän-
digen aufgeführt. Siehe hierzu auch Punkt 2.
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22.

23.

24.

22. Dem Einwand zu der städtischen Erweiterungsfläche wird nicht gefolgt.
Der Einbezug der Grünfläche, die schon zuvor Tei l der städtischen Straßenparzel le war
(Straßenbeglei tgrün) , diente der Prüfung, ob ein Abrücken eines projektierten Baukörpers
der geplanten Wohnbebauung Vortei le für die Gärtnerei h insichtl ich der Verschattung
bringen würde. Dies wurde widerlegt, sodass das Einbeziehen dieser Grünfläche
ungeeignet war, das Problem zu lösen.

23. Der Darstellung, dass dem Erwerb des Grundstücks mit dem Wohnhaus der
aufgegebenen Gärtnerei (an der Troppauer Straße) die Festsetzungen der
Bebauungsplanänderung entgegenstehen, wird widersprochen.

Die Festsetzung eines Baufensters im Mischgebiet beschränkt nicht die Art der baul ichen
Nutzung hinsichtl ich einer ausschl ießl ichen Wohnnutzung. Bei Erwerb durch den Garten-
baubetrieb ist auch ein gewerbl ich genutztes Gebäude denkbar. Die Fläche wäre aber
auch gartenbaul ich ohne Baukörper nutzbar, da bei Abbruch des Bestandshauses keine
Baupfl icht besteht.

24. Die Bedenken, dass der gelegentliche Geruch nach „Chemie“ nachbarrechtlich
problematisch sei, werden zur Kenntnis genommen.

Der Bebauungsplanentwurf enthäl t entsprechende Hinweise zur Konfl iktvermeidung.
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25.
25. Zur Kommentierung des Gegengutach tens h insich tl i ch des exi stenzgefährdenden

Eingri ffs wird auf das Gegengutach ten selbst un ter Punkt 78 (Nr. 6) verwiesen .
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26.

27.

26. Zum wiederhol ten Argument Abwägungsdefizi t wi rd auf d ie Punkte 6 und 1 3
verwiesen .

27. Zum wiederholten Argument Gebietsprägungserhaltungsanspruch wird auf Punkt 7
verwiesen.

planung15
Rechteck
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28.

29.

30.

28. Dem Einwand der Gebietsunverträglichkeit der vorgesehenen Wohnbebauung,
welche sich aus der Verschattung begründet, wird nicht gefolgt.

Das aktuel le Sachverständigen-Gutachten vom Apri l 201 7 konnte keine Beeinträchtigung
durch Verschattung nachweisen, die über das nach Ursprungsplan bereits mögl iche Maß
massiv hinausgehen würde.
Somit kann die Gebietsunverträgl ichkeit n icht mit einer entstehenden Verschattung
begründet werden, die bereits nach bestehendem Planungsrecht entstehen könnte und nur
deshalb noch nicht entstanden ist, wei l das geltende Baurecht nicht vol lständig
ausgeschöpft wurde. Die Erhöhung um ein Vol lgeschoss in einer der überbaubaren
Flächen bei g leichzeitigem Abrücken der Baugrenze kann keine Gebietsunverträgl ichkeit
begründen, wenn sich die Gesamtsi tuation dadurch sogar verbessert.

29. Der Vermutung, dass nur eine zweigeschossige Bebauung ohne Staffelgeschoss keine
Auswirkungen auf die Gärtnerei hat, wird nicht gefolgt.

Dieser Nachweis wird durch das Gegengutachten der Gärtnerei n icht erbracht. Dagegen
weist das aktuel le Sachverständigengutachten nach, dass auch zweigeschossige Gebäu-
de mit Staffelgeschoss durch größeren Abstand von der Nachbargrenze ebenfal ls keine
nachtei l igen Verschattungsauswirkungen haben. Sogar unter Einbezug des dreigeschos-
sigen Gebäudes mit Staffelgeschoss an der Friedhofsal lee ist in der Gesamtsumme keine
Verschlechterung der bestehenden planungsrechtl ichen Situation hinsichtl ich der Bel ich-
tung zu erwarten.

30. Dem Einwand der Gebietsunverträglichkeit aufgrund der Emissionen wird nicht gefolgt.

Mischgebiete dienen sowohl dem Wohnen als auch der Unterbringung von Gewerbebe-
trieben. Dabei dürfen Gewerbebetriebe das Wohnen nicht wesentl ich stören, wogegen 
die Wohnnutzung  einen  höheren  Störgrad hinnehmen  muss,  als in  allgemeinen  
Wohngebieten. Gärtnereibetriebe sind  im  Allgemeinen  in  Mischgebieten  und  im  
Speziel len im Mischgebiet MI 1 al lgemein zulässig.
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31 .

32.

noch zu 30.
Die Lärmemissionen wurden in einem Immissionsgutachten untersucht, Empfehlungen
wurden in die Hinweise aufgenommen. Auf den Pflanzenschutzmitteleinsatz wurde im
ersten Sachverständigen-Gutachten ebenfal ls eingegangen. Das Ergebnis wurde durch
das Gegengutachten bekräftigt, auch wenn auf einen mögl ichen unangenehmen Geruch
hingewiesen wurde. Für den Fal l einer Intensivierung der künstl ichen Bel ichtung aufgrund
der mögl ichen tatsächl ichen Lichtverluste wird im Bebauungsplan auf die entsprechende
Ausrichtung empfindl icher Räume hingewiesen.
Die bisher mit dem benachbarten Eigentümer vorabgestimmte Baukonzeption der geplanten
Wohnanlage sieht keine relevanten Aufenthaltsräume zur Friedhofsgärtnerei vor. Sol l te sich
aus dem erforderl ichen Bauantrag eine andere Situation ergeben, behält der Magistrat sich
vor einen Verträglichkeitsnachweis zu verlangen. Somit sind auch gesunde Wohn- und
Arbeitsverhäl tn isse nicht beeinträchtigt.

31. Der Vorhaltung, dass eine Wohnnutzung neben einer Gärtnereinutzung nicht mit § 1 Abs.6
BauGB vereinbar ist und deshalb ein Abwägungsdefizit vorliegt, wird nicht gefolgt.

Gärtnereibetriebe und Wohnbebauung schl ießen sich nicht von vornherein grundsätzl ich
aus.
An die Gärtnereien grenzen bereits im Bestand im Osten und Westen reine und al lge-
meine Wohngebiete. Zudem sind Gärtnereibetriebe entsprechend BauNVO auch in al lge-
meinen Wohngebieten ausnahmsweise zulässig. Ein Konfl ikt beider Nutzungen hinsicht-
l ich des Immissionsschutzes in einem Mischgebiet ist somit n icht höher als in dem
ursprüngl ich festgesetzten Kleinsiedlungsgebiet, in dem ebenfal ls eine Wohnnutzung in
geringerem Umfang zulässig wäre.
Weiterhin wird auf die Punkte 6 und 1 3 verwiesen.

32. Dem Einwand, dass das quantitative Mischungsverhältnis des Mischgebietes durch die
neue Wohnbebauung gefährdet ist, wird nicht gefolgt.

Das Mischgebiet MI1 umfasst sowohl die Fläche, auf der die geplante Wohnbebauung 
entstehen sol l sowie die Flächen der Gartenbaubetriebe als gewerbl iche Betriebe im 
weiteren Sinn. Das Mischgebiet beschränkt sich nicht ausschl ießl ich auf die ehemal igen 
Gärtnereiflächen, die mit Wohngebäuden überbaut werden sol len. Somit sind im MI1 
sowohl Wohnnutzungen  als auch  N icht-Wohnnutzungen  bzw. gewerbliche N utzungen in  
einem  auch  künftig  ausgewogenen Verhältnis  der Geschossflächen  vertreten.
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noch zu 32.
Der flächenmäßig überwiegende Tei l des Mischgebietes MI1 wird nach wie vor durch die
-im Mischgebiet al lgemein zulässigen- vorhandenen Gartenbaubetriebe geprägt. Ledig l ich
im Südwesten sol l Wohnbebauung entstehen. Damit ist eine Nutzungsmischung gegeben,
die kein übermäßiges Gewicht einer Nutzungsart erkennen lässt. Der durch langjähriges
Verwaltungs- bzw. Genehmigungs-Handeln in der Stadt Gießen übliche Spielraum im
Verhältnis der Geschossflächen von Wohngebäuden und anderweitig genutzten Anlagen
liegt im Mischgebiet zwischen 50:50 und maximal 25:75%.
Weiterhin wird auf Punkt 8 verwiesen.
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33.

34.

33. Die Vorhaltung, dass eine Durchmischung des Mischgebietes gar nicht angestrebt wird
und ein „Etikettenschwindel“ vorliegt, wird zurückgewiesen.

Ein "Etikettenschwindel" l iegt nicht vor, da noch ausreichend zulässigen oder
ausnahmsweise zulässige Nicht-Wohnnutzungen gemäß § 6 BauNVO vorliegen.
Zum Thema Durchmischung wird auf die Punkte 8 und 32 verwiesen.

34. Dem Einwand, dass ein Überhang zugunsten der Wohnbebauung und zu Lasten der
Gewerbenutzung vertieft wird, wird zurückgewiesen.

Die Einschätzung, dass sich die gewerbl iche Nutzung entlang der Marburger Straße
sowie zwischen Friedhofsal lee und Troppauer Straße befindet, kann bestätigt werden. Da
in diesem Bereich auch vorhandene oder geplante Wohnnutzung vertreten ist, wird im
Geltungsbereich der 2. Bebauungsplanänderung auch die Nutzungsart „Mischgebiet“
gewählt.
Der Großtei l der weiteren Nutzung innerhalb des Geltungsbereichs des Ursprungsplanes
„Rodtberg“ weist dagegen viele reine oder al lgemeine Wohngebiete aus, die auch und
nahezu ausschl ießl ich durch Wohnbebauung geprägt sind. Diese Bereiche sind von der
2. Bebauungsplanänderung nicht betroffen.
Zur wiederholten Behauptung eines „Etikettenschwindels“ aufgrund mangelnder
Durchmischung wird nochmals auf die Punkte 8 und 32 verwiesen.
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35.

36.

37.

38.

39.

40.

35. Der Einwand, dass durch den Ausschluss u.a. von Tankstellen und Vergnügungsstätten 
die Zulässigkeit von gewerblichen Nutzungen weitgehend eingeschränkt wird, 
wird zurückgewiesen.

Die Aussage, dass Tankstel len sowie Vergnügungsstätten ausgeschlossen werden, kann
bestätigt werden. Dies erfolgt aufgrund der städtebaulichen Unverträglichkeit und
Störintensität durch beeinträchtigende Immissionen, auch im Zusammenhang mit der
umgebenden reinen Wohnnutzung in den angrenzenden Gebieten.
Der Ausschluss von Vergnügungsstätten l iegt darin begründet, dass im Zusammenhang mit
deren Ansiedlung regelmäßig städtebauliche Negativwirkungen verbunden sind. Der
Ausschluss der ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten entspricht dem
städtebaulichen Ziel, in diesem Bereich des Plangebietes keine Nutzungen
planungsrechtlichvorzubereiten,diedenAnforderungenderangrenzendensensiblenWohnnutzungentgege
nstehen,NutzungsstörungenzuvermeidenundeinestädtebaulichverträglicheGesamtentwicklungsicherzust

ellen.
Es verbleiben jedoch noch ausreichend zulässige oder ausnahmsweise zulässige Nicht-
Wohnnutzungen gemäß § 6 BauNVO.

36. Der Einwand, dass durch den Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben die gewerbliche
Nutzung weiter eingeschränkt wird, wird zurückgewiesen.

Eine Einzelhandelsnutzung ist in den beiden Mischgebieten nur eingeschränkt zulässig .
Sie sol l sich entlang der Marburger Straße im Mischgebiet MI 2 auf nicht zentrenrelevante
Sortimente konzentrieren und aufgrund von mögl ichen negativen Folgewirkungen (wie
z.B. zunehmendem Verkehrsaufkommen) nicht auf das Mischgebiet MI 1 ausweiten.
Ausgenommen davon sind die Verkaufsflächen der Gartenbaubetriebe in der
Friedhofsal lee, die in diesem Fal l an der Stätte der Leistung als untergeordnete Läden die
angebauten Gewächse mit ergänzenden zugel ieferten Waren veräußern können.
Dadurch bleibt der bestehende Einzelhandel im Zusammenhang mit der Gärtnereinutzung
weiterhin zulässig .
Darüber hinaus basieren die Einschränkungen auf dem Einzelhandels- und Zentrenkonzept
der Stadt Gießen.
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38.

39.

40.

37. Der wiederholte Einwand, dass durch die unter den Punkten 35, 36 und 39
genannten Ausschlüsse die zulässigen Nutzungen im Mischgebiet MI1 einem
allgemeinen Wohngebiet entsprechen, wird zurückgewiesen.
Der Ausschluss der in den Punkten 35, 36 und 39 behandelten Nutzungen lässt noch
genügend weitere Nutzungsmöglichkeiten offen, die auch weit über die
Nutzungsmöglichkeiten eines Kleinsiedlungsgebietes hinausgehen. Es wird nochmals darauf
hingewiesen, dass sich das Mischgebiet MI1 nicht ausschl ießlich auf die Fläche der
aufgegebenen Gärtnerei be-schränkt, sondern auch die aktiven Gärtnereibetriebe mit
einschl ießt.

38. Der Einwand, dass auch das Mischgebiet MI 2 durch den Ausschluss der
Gartenbaubetriebe den Eindruck eines allgemeinen Wohngebietes erweckt, wird
zurückgewiesen.

Der Ausschluss der Gartenbaubetriebe an der Marburger Straße liegt darin begründet, dass
Gartenbaubetriebe in der Regel eine besonders flächenintensive Nutzung darstel len und
aufgrund dieser ausgedehnten Flächeninanspruchnahme im Mischgebiet MI 2 ausgeschlos-
sen werden und aus städtebaulichen Gründen nicht sinnvol l sind.
Zudem ist durch die größtentei ls kleineren Grundstücksparzel len im MI 2 die Ansiedlung
eines weiteren konkurrierenden Gartenbaubetriebes in räumlicher Nähe zu bereits zwei
bestehenden Gartenbaubetrieben relativ unwahrscheinl ich.

39. Der Einwand, dass durch die Einschränkung der zulässigen Sortimente für
Einzelhandelsbetrieben die gewerbliche Nutzung weiter eingeschränkt wird, wird
zurückgewiesen.

Die Einschränkung auf nicht zentrenrelevante Sortimente basiert ausschl ießl ich auf dem
Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Gießen 201 1 , das der städtebaul ich sinn-
vol len und den Vorgaben der Regionalplanung entsprechenden Steuerung der Einzelhan-
delsentwicklung dient.

40. Dem Einwand, dass durch die Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung im 1.
Entwurf eine Zulässigkeit einzelner Nutzungen nicht eindeutig definiert ist, wird
entsprochen.

Aufgrund der Anregungen aus der 1 . Offenlage wurden die Festsetzungen zur Art der
baul ichen Nutzung nachgebessert, da die Zulässigkeit oder Unzulässigkeit für manche
Nutzungen nicht eindeutig defin iert war.

37.
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noch
zu

40.

noch zu 40.
Zur Klarstel lung und zum eindeutigen Verständnis wurde die Festsetzungen zur Art der
baul ichen Nutzung im 2. Bebauungsplanentwurf auf die Nutzungen reduziert, die in den
Mischgebieten nicht oder nur ausnahmsweise zulässig sind. Al le sonstigen Arten der
baul ichen Nutzung entsprechend dem § 6 BauNVO sind unter Berücksichtigung der
weiteren Festsetzungen zulässig.
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41 .

43.

42.

41. Dem Einwand, dass eine Durchmischung gar nicht angestrebt oder faktisch zu
erreichen ist, wird widersprochen.

Zum einen wird bezüglich der Durchmischung auf die Punkte 8 und 32-38 verwiesen. Zum
anderen bestehen für eine mögliche Nachfolgenutzung der bestehenden Gärtnereibetriebe
durch die Mischgebietsfestsetzung vielfältige Möglichkeiten, die bei Erhaltung eines
Kleinsiedlungs-
gebietesnichtvorhandenwären.ImHinblickaufeinelangfristigmöglicheUmorientierungsperspektivebietetda
sMischgebietauchdenGartenbaubetriebenwesentlichmehrMöglich-
keitenalseinKleinsiedlungsgebiet.DieaktualisiertenFestsetzungendes2.Entwurfsmachendiesdeutlicher.

42. Dem wiederholten Einwand, es handele sich um einen „Etikettenschwindel“ wird
widersprochen.

Zu der wiederholten Behauptung wird auf die Punkte 27 und 28 verwiesen.
Die im 2.Bebauungsplanentwurf aktualisierten Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung
machen nun deutl icher, dass die Nutzungszulässigkeiten einem Mischgebiet entsprechen.

43. Dem Einwand, dass durch die Zuordnung von unverträglichen Nutzungen der
Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG missachtet wird, wird widersprochen.

Geplant ist die Festsetzung eines Mischgebietes, in dem gemäß §6 BauNVO sowohl
Wohngebäude als auch Gartenbaubetriebe innerhalb eines Baugebietes al lgemein
zulässig sind. Die BauNVO beinhaltet mit der in den §§ 2 bis 9 vorgenommenen
Typisierung von Baugebietsarten zugleich eine der jewei l igen Zweckbestimmung des
Gebiets entsprechende Immissionsschutz-Rangfolge.
Die Wohnnutzung im Mischgebiet muss einen höheren Störgrad hinnehmen als in einem
Wohngebiet, wohingegen Gewerbebetriebe das Wohnen nicht wesentl ich stören dürfen.
Das beauftragte Immissionsgutachten hat die Immissionsbelastung untersucht und festge-
stel l t, dass immissionsschutzrelevante Festsetzungen im Bebauungsplan nicht erforderl ich
sind. Ungeachtet dessen wurden in die Hinweise zum Bebauungsplan Empfehlungen
aufgenommen, die dem Immissionsschutz dienen.
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44.

noch zu 43.
Der Behauptung, dass eine bauplanungsrechtswidrige Gemengelage geschaffen wird,
wird widersprochen, da sich die Nutzungen eindeutig einem Baugebiet zuordnen lassen.
Das Zitat des aufgeführten Urtei ls, dass bei Baulei tplanungen Baugebiete unterschied-
l icher Empfindl ichkeit n icht nebeneinander auszuweisen sind, sondern angemessen zu
trennen sind, tri fft h ier schon deshalb nicht zu, da es sich um ein einzelnes Baugebiet
handelt, in dem beide Nutzungen al lgemein zulässig sind.
Im Übrigen würde bei Beibehaltung des Kleinsiedlungsgebietes und z.B. Reaktivierung
des aufgegebenen Gärtnereibetriebes eine Gemengelage gegenüber dem angrenzenden
reinen Wohngebiet entstehen bzw. verfestigt. Somit wird nachgewiesen, dass die Vorgabe
des § 50 BImSchG erst durch dieses Änderungsverfahren umgesetzt wird.

44. Dem Einwand, dass die heranrückende Wohnbebauung rücksichtslos sei, wird
widersprochen.

Die Belange des Lärmschutzes  wurden  im  Rahmen  eines Immissionsgutachtens  untersucht.  Die  
Thematik  der Beeinträchtigung  durch  Pflanzenschutzmittel  wurde ebenfalls  behandelt.  Sowohl 
die Gutachterin  als auch  der Gegengutachter und  der Pflanzenschutzdienst  haben festgestellt  
bzw. bestätigt,  dass der Austrag  der Mittel  in  den Gewächshäusern -abgesehen von  
möglichen  Gerüchen-  gesundheitlich  unkritisch  ist  bzw. mit  einer  Abdrift  nicht  zu rechnen  ist.
Zur  Vorbeugung  einer  möglichen  Beeinträchtigung  durch  Lichtemissionen  von  möglichen  
künstlichen  Beleuchtungsmitteln  in  den Gewächshäusern wurde der Hinweis  zu einer  ent-
sprechenden  Grundrissorientierung  in  den Bebauungsplanentwurf  aufgenommen.
Die  Aussage, dass der rechtskräftige  Bebauungsplan  aus dem  Jahr  1  966 in  Angrenzung  an die 
vorhandenen  Gärtnereibetriebe nur  Kleinsiedlungsanlagen  zugelassen hat,  ist  nicht  zutreffend.  
Im  Westen und  N ordosten grenzen reine  Wohngebiete, im  Osten ein  allgemeines  
Wohngebiet an die Gärtnereiflächen,  wobei die Wohngebiete einen  höheren  Schutzstatus  haben 
als das Wohnen  in  einem  Mischgebiet.  Eine  besondere Verträglichkeit  der 
Bestandswohngebiete  zu den Gartenbaubetrieben ist  somit  nicht  automatisch  gegeben.
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45.

46.

45. Der Anregung, ein „vermittelndes“ Baugebiet einzuplanen oder eine Pufferzone
einzurichten, kann nicht gefolgt werden.

Ein für einen al lmähl ichen Übergang dienendes „vermittelndes“ Baugebiet kann nicht ein-
geplant werden, da sich die beiden Nutzungen Gartenbaubetrieb und Wohnnutzung
innerhalb eines Baugebietes befinden.
Eine ausgewiesene Pufferzone ist im Bebauungsplanentwurf nicht vorgesehen. Dagegen
wird die überbaubare Fläche von der Nachbargrenze der Gärtnerei um 6,5 m abgerückt.
Weder das Immissionsgutachten noch die gutachterl ichen sowie fachmännischen Aus-
sagen zum Pflanzenschutz haben die Erforderl ichkeit einer Pufferzone aufgezeigt. Auch
das gartenbaufachl iche Gutachten konnte kein zusätzl iches Abrücken wegen der
Verschattungsthematik empfehlen.
Gegenüber dem rechtskräftigen Plan, der ledig l ich eine reguläre bauordnungsrechtl iche
Abstandsfläche von mindestens 3 m zur Folge hätte, setzt die 2. Bebauungsplanänderung
einen Mindestabstand von 6,50 m fest.

46. Der Einwendung, dass gegen das Rücksichtnahmegebot verstoßen werde, kann
nicht gefolgt werden.

Die Zulässigkeit der geplanten Wohnnutzung wird infrage gestel l t mit dem Argument,
dass das Vorhaben nicht zulässig sei , wenn es Belästigungen oder Störungen ausgesetzt
wäre, die nach der Eigenart des Baugebietes unzumutbar sind.
Das in § 1 5 Abs. 1 BauNVO konkretisierte Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme wird
in dieser Hinsicht i .d.R. n icht verletzt, wenn die Immissionen die immissionsschutzrecht-
l ichen Orientierungswerte nicht überschrei ten. Entsprechend den durchgeführten Gut-
achten konnten keine unzumutbaren Beeinträchtigungen oder Störungen nachgewiesen
werden. Ungesunde Wohnverhältn isse sind somit n icht zu befürchten.
In der Bebauungsplanänderung sol l ein Mischgebiet ausgewiesen werden, dessen Störem-
pfindl ichkeit gegenüber einem Kleinsiedlungsgebiet als geringer einzustufen ist.



BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan Nr. 33a „Rodtberg“, 2. Änderung:
Abwägung der Anregungen , d ie im Rahmen der frühzei tigen Betei l igung gemäß
§ 3 Abs. 1 BauGB, der Offen legung gem. § 3 Abs. 2 BauGB, der erneuten
Offen legung gem. § 4a Abs. 3 BauGB sowie in der Betei l igung der Behörden
und sonstiger Träger öffen tl i cher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebrach t wurden .

Stel lungnahme von: Rechtsanwalt A. Gotthold vom: 07.04.201 6

40

47.

48.

50.

49.

47. Der Anregung, dass aus Gesundheitsgründen ein 20 m breiter Schutzstreifen geboten
sei, wird nicht gefolgt.

Die Forderung nach dem 20m breiten Schutzstreifen beruht auf dem angeführten Urtei l .
Dabei wird nicht berücksichtigt, dass völ l ig unterschiedl iche Ausgangs- und Rahmenbe-
dingungen bestehen, die nicht ohne weiteres für die Situation in der 2. Bebauungsplan-
änderung zugrunde gelegt werden können.
Bei dem Urtei l geht es um eine Gärtnerei mit Intensivnutzung, insbesondere um die Zucht
von Rosen sowie Halb- und Hochobstbaumstämmen, die einen intensiven Pflanzenschutz-
mitteleinsatz erfordern. Dabei handelt es sich vorrangig um Frei landanbau mit entsprech-
ender Verwehung bzw. sogenannter Abtri ft. Darüber hinaus betreibt der angeführte
Betrieb geräuschintensive Tierhal tung.
Somit ist dieses Urtei l n icht geeignet, als Grundlage für eine Abstandsfestsetzung in der 2.
Bebauungsplanänderung „Rodtberg“ zu dienen.

48. Der Anregung, dass im Rahmen des Rücksichtnahmegebotes Lichtimmissionen zu
prüfen sind, wurde gefolgt.

Die Auswirkungen einer Verschattung wurden mehrfach und für unterschiedl iche
Konzeptvarianten untersucht. Aufgrund der Anregungen, dass auch die Auswirkungen der
Globalstrahlung einschl ießl ich des diffusen Lichtes einzubeziehen seien, wurde ein
zusätzl iches Gutachten beauftragt. In diesem Sachverständigengutachten wurde eine
umfassende Verschattungsberechnung unter Einbezug al ler pflanzenwirksam relevanten
Faktoren durchgeführt. Ein existenzgefährdender Eingriff in den Betrieb konnte nicht
bestätigt werden. Im Gegentei l wurde nachgewiesen, dass es hinsichtl ich der Bel ichtung
in der 2. Bebauungsplanänderung zu keiner Verschlechterung gegenüber den planungs-
rechtl ichen Festsetzungen des Ursprungsbebauungsplanes kommt.

49. Dem Einwand, dass auch durch die teilweise Verschattung der Gärtnereibetrieb
einen existenzgefährdenden Eingriff erfährt, kann nicht gefolgt werden.

Die Behauptung, dass diese Vermutung der Existenzgefährdung auch vom Gegengutachter
bestätigt wurde, kann nicht nachvol lzogen werden, denn es wird vom Gegengutachter nicht
belegt, dass es sich um eine Existenzgefährdung handelt. Vielmehr war seine Aufgabe, das
erste Sachverständigengutachten zu prüfen und qualitativ zu bewerten, nicht eine eigene
Bewertung der Situation abzugeben.
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50.

noch zu 49.
Er bezeichnet die Aussage der Gutachterin zur Existenzgefährdung als ungeprüfte
Meinungsäußerung und belegt seine Ansicht. Weiterhin verweist er auf ein Verfahren,
dass für eine umfassende Prüfung der Existenzgefährdung verwendet werden kann. Eine
eigene Bewertung gibt er nicht ab.

50. Die Aussage, dass durch die fehlenden Sonnenstunden zukünftig eine Beheizung
der Gewächshäuser -verbunden mit Zusatzkosten- erforderlich wird, wird zur
Kenntnis genommen.

Ob es zu solchen Zusatzkosten kommt, ist n icht belegt. Hierfür wäre eine privatrechtl iche
Ermittlung mögl icher Zusatzkosten erforderl ich, die nicht Gegenstand des Bebauungsplan-
änderungsverfahrens ist. Darüber hinaus löst die Bebauungsplanänderung keine
Verschlechterung der Bel ichtungsbedingungen gegenüber dem rechtskräftigen
Bebauungsplan aus (siehe Elsner-Gutachten, Apri l 201 7) .
Die Beheizung mit der Folge entsprechender Kosten könnte ebenso erforderl ich werden,
wenn das Baurecht gemäß rechtskräftigem Bebauungsplan ausgeschöpft würde. Ein
Rechtsanspruch darauf, dass die rechtsgül tigen Festsetzungen z.B. zum Maß der bau-
l ichen Nutzung nicht vol lständig genutzt werden, besteht nicht.
Da die 2. Bebauungsplanänderung bei drei von vier Baufeldern keine höhere Bebauung
zulässt wie im Ursprungsplan und das vierte Baufeld, das eine höhere Bebauung zulässt,
vorrangig Auswirkungen auf das Verkaufsgewächshaus auslöst, ist n icht zwingend von
einer Beeinträchtigung auszugehen, die zu zusätzl icher Beheizung führt.
Das aktuel le Sachverständigengutachten belegt sogar, dass durch die Festsetzung eines
größeren Abstandes zu Nachbargrenze der Gärtnerei die Gesamtsi tuation posi tiver zu
bewerten ist, a ls die Festsetzungen nach gül tigem Bebauungsplan.
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51 .

52.

53.

54.

51. Die Ausführungen zur Geschichte des Betriebes werden zur Kenntnis genommen.

52. Der erneuten Einwendung, dass die geplante Bebauung einen existenzgefährdenden
Eingriff darstellt, wird nicht gefolgt.

Wiederholt wird aufgeführt, dass durch die geplante Bebauung die Existenz des Betriebes
gefährdet wird. Diese Aussage ist nicht belegt. Darüber hinaus wird darauf hingewiesen,
dass auch auf der Grundlage des bestehenden Bebauungsplanes jederzeit eine -gegenüber
der Ist-Situation- höhere und grenznahe Bebauung zulässig gewesen wäre, die nicht erst
durch die 2. Bebauungsplanänderung ausgelöst wird.
Weiterhin wird auch auf Punkt 49 verwiesen.

53. Die Ausführungen zur Funktion eines Gewächshauses werden zur Kenntnis genommen.

54. Die wiederholte Aussage, dass durch die Beeinträchtigung der Gewächshausfunktion
zukünftig eine Beheizung der Gewächshäuser -verbunden mit Zusatzkosten-
erforderlich wird, wird zur Kenntnis genommen

Zur erneuten Einwendung bezügl ich der zusätzl ichen Heizkosten wird auch auf Punkt 50
verwiesen.

planung15
Rechteck

planung15
Rechteck

planung15
Rechteck

planung15
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planung15
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55.
55. Die Ausführungen zu den angebauten Kulturen sowie zu deren Wachstumsbedingungen

werden zur Kenntnis genommen.
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56.

57.

58.

59.

60.

56. Dem Einwand, dass durch die überwiegende Verschattung ein Verlust an
Pflanzenqualität zu erwarten sei, wird mit ausschließlichem Bezug auf die
Planänderung teilweise widersprochen.

Dass sich eine Verschattung an sich auf die Pflanzenqual i tät auswirkt, wird bestätigt. Dies
ist al lerdings unabhängig von der Bebauungsplanänderung der Fal l . Auch bei dieser
Äußerung wird nicht berücksichtigt, dass auch auf der Grundlage des bestehenden Be-
bauungsplanes jederzeit eine höhere und grenznahe Bebauung zulässig gewesen wäre,
die zu einer höheren Verschattung geführt hätte.

57. Die Aussage, dass aufgrund der hohen Kosten und fehlenden Flächen eine Umsiedlung
von Gewächshäusern ausgeschlossen wird, wird zur Kenntnis genommen.

Die Festsetzungen der Bebauungsplanänderung im MI 1 beruhen auf der Berücksichtigung
der Belange beider nachbarl icher Parteien und wurden in einem mögl ichst verträgl ichen
und angemessenen Maß ausgeführt. Belegt durch v.a. die gutachterl ichen Aussagen des
2. Sachverständigen-Gutachtens löst die Bebauungsplanänderung selbst keinen Bedarf
einer Umsiedlung von Gewächshäusern aus. Die Vorschläge der ersten Gutachterin zur
mögl ichen Umsiedlung können somit als Vorschlag zur Betriebsoptimierung gewertet
werden, die aufgrund einer höheren nachbarl ichen Bebauung (die auch der rechtskräftige
Plan zulässt) zu überdenken ist.

58. Der Anregung, dass noch eine Kostenberechnung zur Darlegung der finanziellen
Einbußen zu erstellen und die Einbußen finanziell auszugleichen sei, wird nicht gefolgt.

Das erste Sachverständigen-Gutachten hatte nicht zum Auftrag, detai l l ierte Berechnungen
zu den wirtschaftl ichen Auswirkungen zu erstel len.
Der Magistrat vermag keine Rechtsgrundlage für „öffentl ich-rechtl iche Erstattungsan-
sprüche“ der Gärtnerei festzustel len und sieht damit auch keinen Anlass, Entschädigungs-
ansprüche im Planverfahren zu untersuchen.
Es ist somit wiederholt herauszustel len, dass zwischen den städtischen Anforderungen an
das Gutachten als Grundlage für eine städtebaul iche und planungsrechtl iche Beurtei lung
einersei ts und den privaten Anforderungen an eine detai l l ierte Untersuchung wirtschaft-
l icher Folgewirkungen hinsichtl ich mögl icher Erstattungsansprüche anderersei ts ganz unter-
schiedl iche Erwartungen an die gutachterl iche Untersuchung gestel l t wurden und offen-
sichtl ich mitunter daraus die Kri tik am unzureichenden Umfang des gartenbaufachl ichen
Gutachtens abzulei ten ist.
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59.

60.

59. Die Vermutung, dass das zulässige Maß der baulichen Nutzung überschritten
wird, wird zurückgewiesen.

Im Mischgebiet MI 1 werden eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 und eine Geschoss-
flächenzahl (GFZ) von 1 ,1 festgesetzt. Damit wird die in § 1 7 Abs. 1 BauNVO defin ierte
Obergrenze für ein Mischgebiet unterschri tten.
Die 2. Bebauungsplanänderung hat zum einen zum Ziel , die im Ursprungs-Bebauungsplan
sehr geringe und für den innenstadtnahen Bereich nicht mehr zeitgemäße Ausnutzungs-
zahlen (GRZ 0,2 und GFZ 0,3 ) für das geplante Mischgebiet zu erhöhen. Zum anderen
sol l in Angrenzung an die weniger dicht bebauten Wohngebiete das Mischgebiet nicht zu
dicht bebaut werden.
Für das geplante Wohnbauvorhaben wird die Einhal tung der GRZ und GFZ im Rahmen
des Bauantrags geprüft und muss den Vorgaben des Bebauungsplanes entsprechen. Eine
etwaige diesbezügl iche Befreiung gemäß § 31 BauGB müsste die besonderen nachbar-
l ichen Belange der Gärtnerei berücksichtigen.

60. Die Vermutung, dass die geplante Wohnbebauung unverträglich ist und dadurch
eine „erdrückende Wirkung“ entfaltet und ein Gefühl des „Eingemauertseins“
vermittelt, wird abgewiesen.

Neben der Festsetzung einer Grund- und Geschossflächenzahl werden die Anzahl der
Vol lgeschosse festgesetzt sowie die maximale Gebäudehöhe. Für zwei der drei Baufelder
ist eine Zweigeschossigkeit vorgesehen. Ein Staffelgeschoss ist dabei nur mögl ich, wenn
die festgesetzte Höhe eingehalten wird. Dabei überschrei ten diese Höhen nicht die
Mögl ichkeiten, die auch der Ursprungs-Bebauungsplan zulässt. Auch das Baufeld an der
Troppauer Straße, das das Bestandswohnhaus der ehemal igen Gärtnerei
bauplanungsrechtl ich sichert, setzt eine Höhe fest, die annähernd der bestehenden
Gebäudehöhe entspricht. Ledig l ich für das Baufenster an der Friedhofsal lee ist eine
Dreigeschossigkeit festgesetzt, die auch ein Staffelgeschoss zulässt. Gegenüber dem
Ursprungs-Bebauungsplan sind die Baufelder aber weiter von der Nachbargrenze der
Gärtnerei abgerückt worden. Somit wird eine erdrückende Wirkung der Neubebauung
ausgeschlossen.
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61 .

62.

63.

64.

61. Der Einwand, dass durch die Beschränkungen für den Einzelhandel ein nicht
hinnehmbarer Eingriff in den Gewerbebetrieb darstellt, wird zurückgewiesen.

Die Einschränkungen für den Einzelhandel basieren auf dem städtischen
Einzelhandelskonzept und dienen vor al lem im Bereich der Friedhofsal lee dazu, die
schutzwürdige uml iegende Wohnbebauung vor Folgewirkungen einer Einzelhandelsan-
siedlung zu schützen. Der Verkauf im Zusammenhang mit den Gartenbaubetrieben ist
expl izi t davon ausgenommen und weiterhin in seiner bestehenden Form planungsrechtl ich
zulässig. Im Übrigen gi lt auch der baurechtl iche Bestandsschutz im Rahmen der ertei l ten
Baugenehmigungen.

62. Der Einschätzung, dass durch Festsetzungen der 2. Bebauungsplanänderung der
Bestandsschutz gefährdet und Betriebserweiterungen sowie Umstrukturierungen
ausgeschlossen sind, wird widersprochen.

Die Festsetzungen zur Art der baul ichen Nutzung wurden im 2. Planentwurf aktual isiert
und zur Klarstel lung neu formul iert. Im Mischgebiet MI 1 sind Gartenbaubetriebe
al lgemein zulässig, eine Einschränkung erfährt der Betrieb durch diese Festsetzung nicht.
Der immissionsschutzrechtl iche Schutzanspruch ist in einem Mischgebiet auch niedriger
als in einem Kleinsiedlungsgebiet, das als eine besondere Form eines Wohngebietes
angesehen werden kann. Die Festsetzung der Gebietsart bringt somit auch keine
Nachtei le hinsichtl ich der weiteren Ausübung des Gärtnereigewerbes. Eine
Betriebserweiterung wird durch die neuen Festsetzungen des Maßes der baul ichen
Nutzung sogar begünstigt. Dies wäre bei der geringen Grundflächenzahl im
Bestandsbebauungsplan problematischer. Der baurechtl iche Bestandsschutz für
rechtmäßig errichtete baul iche Anlagen wird durch die 2. Bebauungsplanänderung nicht
berührt.

63. Dem Einwand, dass durch die Zulässigkeit von Dachaufbauten auf 10% der
Dachflächen weitere erhebliche Verschattungen entstehen könnten, wird widersprochen.

Das aktuel le Sachverständigengutachten hat durch den größeren Abstand der über-
baubaren Flächen sogar einen Verschattungs-Vortei l gegenüber einer nach rechtskräftigem
Bebauungsplan mögl ichen Bebauung festgestel l t. Dachaufbauten auf maximal 1 0% der
Dachflächen können somit keine erhebl iche zusätzl iche Verschattung hervorrufen.
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64.

64. Der Anregung, dass durch die Festsetzung im ersten Bebauungsplan-Entwurf auf
Teilflächen eine Einschränkung für Gewächshäuser mit einer Höhe größer als 6 m
festgesetzt war, wurde entsprochen.

Der Einwand, dass die Errichtung eines großen Gewächshauses anstel le mehrerer kleiner
Anlagen mögl icherweise durch die Höheneinschränkung nicht zugelassen werden könnte,
ist berechtigt. Die Festsetzung wurde im 2. Planentwurf dahingehend geändert, dass die
Errichtung von baul ichen Anlagen, die dem Gartenbaubetrieb dienen, keine
Höhenfestsetzung erfolgt. Festgesetzt wurde ledig l ich eine Geschossigkeit.
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66.

siehe

Nr. 64.

67.

68.

65.

65. Dem Einwand, dass die zulässige überbaubare Fläche für die Gärtnereibetriebe
gesenkt wurde, wird widersprochen.

Der Antei l der Grundstücksflächen, der mit baul ichen Anlagen überbaut werden darf
wurde im Gegentei l deutl ich erhöht. Der Ursprungs-Bebauungsplan von 1 966 setzt für die
Gärtnereiflächen Kleinsiedlungsgebiet fest mit einer Grundflächenzahl von 0,2. Somit sind
bisher ledig l ich 20% der Grundstücksfläche mit Hauptanlagen wie z.B. auch
Gewächshäusern überbaubar. Für das in der Bebauungsplanänderung vorgesehene
Mischgebiet MI 1 ist eine GRZ von 0,4 vorgesehen. Um den Gärtnereien darüber hinaus
ausreichend Entwicklungsmögl ichkeiten zu geben, kann die zulässige Grundfläche auf
den durch Gartenbaubetriebe genutzten Grundstücksflächen ausnahmsweise bis zu einer
GRZ von 0,7 überschri tten werden.
Die Festsetzung einer Baugrenze zur südwestl ichen Nachbargrenze im Abstand von 3 m
entspricht der Abstandsfläche nach HBO. Auch ohne diese Festsetzung wäre somit i .d.R.
für Neubebauung eine Abstandsfläche einzuhalten. Dies berührt al lerdings nicht den
Bestandsschutz.

66. Dem Einwand, dass Solaranlagen durch eine zusätzliche Erhöhung der Dachfläche
eine zusätzliche Verschattung verursachen, wird widersprochen.

Solaranlagen sind auf al len Dachformen zulässig. Dies wurde im 2. Planentwurf zur
Klarstel lung ergänzt. Um eine übermäßige Erhöhung der Dachflächen zu vermeiden, ist
das Aufständern von Solaranlage auf geneigten Dächern unzulässig. Auf Flachdächern
oder flach geneigten Dächern, wo ein Aufständern erforderl ich wird, sind die Anlagen
von den Dachkanten abzurücken. Dadurch wird eine zusätzl iche Verschattung vermieden.

67. Der Anregung, dass die Festsetzung zur Einfriedung geändert werden sollte,
wurde teilweise gefolgt.
Aus stadtgestal terischen Gründen ist in der 2. Bebauungsplanänderung die Höhe von
Einfriedungen auf 1 ,20 begrenzt. Aufgrund der Anregung, dass der Schutz der garten-
baul ich genutzten Grundstücke eine höhere Einfriedung erfordert, wurde die Ausnahme-
regelung aufgenommen, dass bei gewerbl ich genutzten Grundstücken ausnahmsweise
eine offene Einfriedung bis zu 1 ,60 m zulässig ist. Dies entspricht in etwa der bereits
vorhandenen Einfriedung der Gärtnerei .
Die angeregte Höhe von 1 ,80 m wurde aus stadtgestal terischen Gründen nicht aufge-
nommen.
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68.

68. Der Anregung, statt der Empfehlung zum Immissionsschutz eine entsprechende
Festsetzung zu treffen, wird nicht gefolgt.
Das Immissionsgutachten hat keine Immissionsbelastung feststel len können, die Festsetz-
ungen zum Immissionsschutz erfordert hätten. Eine entsprechende Empfehlung wurde in
die Hinweise aufgenommen. Dass eine Abstandsfläche wegen der Schadstoffbelastung
erforderl ich sei , haben weder die Sachverständige noch der Gegengutachter noch der
Pflanzenschutzdienst bestätigt. Zudem wird aufgrund des aktuel len Sachverständigen-
Gutachtens, das die größeren Abstände der überbaubaren Flächen für die geplante
Wohnbebauung posi tiv beurtei l t hat, ein Hinweis zu einer entsprechenden Grundrissge-
stal tung als ausreichend erachtet.
Die bisher mit dem benachbarten Eigentümer vorabgestimmte Baukonzeption der geplanten
Wohnanlage sieht keine relevanten Aufenthaltsräume zur Friedhofsgärtnerei vor. Sol l te sich
aus dem erforderl ichen Bauantrag eine andere Situation ergeben, behält der Magistrat sich
vor einen Verträglichkeitsnachweis zu verlangen.
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69.

70.

71 .

69. Den Bedenken, dass (nur) auf die neue Wohnbebauung Rücksicht zu nehmen
wäre, wird teilweise widersprochen.

Im Rahmen der Bebauungsplanänderung wurde ein Immissionsschutzgutachten erstel l t. Für
das geplante Mischgebiet konnte keine Beeinträchtigung nachgewiesen werden, die einer
Festsetzung zum Immissionsschutz bedurft hätte. Ein ergänzender Hinweis wurde in die
textl ichen Festsetzungen aufgenommen.
Mit mögl ichen Änderungen im Gärtnereibetrieb und damit verbundenen Veränderungen
bei den aufkommenden Immissionen kann es zu entsprechenden Folgen kommen, die
unabhängig von der Änderung des Bebauungsplanes sind. Auch ohne Bebauungsplan-
änderung wäre Rücksicht auf eine mögl iche Wohnbebauung zu nehmen. Die Änderung
eines schutzwürdigeren Kleinsiedlungsgebietes in ein Mischgebiet kommt dem Gärtnerei -
betrieb in dieser Hinsicht sogar posi tiv entgegen.

70. Der Einwand, dass sich die geplanten Festsetzungen zum Maß der baulichen
Nutzung erheblich von den umgebenden Baugebieten unterscheiden und deshalb
eine Sonderlage für die Investoren geschaffen wurde, wird zurückgewiesen.

Der Bebauungsplan „Rodtberg“ von 1 966 verfolgte ganz andere städtebaul iche Ziele als
in der heutigen Zeit übl ich, da beispielsweise durch knapper gewordenes Bauland, Zer-
siedlung der Landschaft und verändertes Umweltbewusstsein zu verstärkter Innenent-
wicklung mit flächensparenden Siedlungsformen und Mobi l isierung vorhandenem Bauland
innerhalb der Städte ein deutl ich höheres Ausnutzungmaß erforderl ich geworden ist.
Die Festsetzung einer Grundflächenzahl GRZ von 0,2 in innenstadtnahen Gebieten ist
heute anders zu sehen als zur Zeit der Bebauungsplanaufstel lung des Ursprungsplanes.
Trotz geringer GRZ ist das westl iche Wohngebiet geprägt von vier- bis fünfgeschossigen
Mehrfami l ienhäusern. Neue Baukubaturen in dieser Höhe wurden seitens der Gärtnerei
berechtigterweise abgelehnt.
Die Festsetzungen der 2. Bebauungsplanänderung bieten keine Grundlage für eine
Bebauung der ehemal igen Gärtnereifläche, die eine Riegelwirkung auslösen würde.
Hinsichtl ich dem wiederholten Hinweis auf die beeinträchtigende Verschattung wird auf
die Punkte 49, 56 und 63 verwiesen.
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71 .

71. Die erneute Kritik zur erforderlichen Pufferzone, zur Riegelwirkung und zu den
Verschattungsfolgen wird abgewiesen.

Zu den wiederhol ten Bedenken einer feh lenden Pufferzone wird auf die Punkte 45 und
47 verwiesen.
Zu den wiederhol ten Bedenken einer entstehenden Riegelwirkung wird auf Punkt 60
verwiesen.
Zu den wiederhol ten Bedenken von Verschattungsfolgen wird auf die Punkte 49 und 52
verwiesen.
Punkte anpassen.
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72.

73.

74.

76.

77.

75.

72. Der Einwand, dass die aktuellen Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfs der 2.
Änderung nur eine geringfügige Verbesserung gegenüber den urspünglichen
Planungen der Grundstückseigentümer/Investoren ermöglichen, wird zurückgewiesen.

Die Grundstückseigentümer und Investoren hatten ursprüngl ich drei bzw. -bei Herein-
nahme der Fläche des vorhandenen Wohnhauses- vier Gebäude geplant, die eine
Geschossigkeit von drei und vier Vol lgeschossen mit zusätzl ichem Staffelgeschoss
aufgewiesen haben.
Diesem Konzept wurde bereits im 1 . Bebauungsplan-Entwurf nicht entsprochen. Das
Investorenkonzept musste somit mehrfach umgeplant, reduziert und angepasst werden.
Auf dem ehemal igen Gärtnereigrundstück wurden vier Baufelder festgesetzt. In drei
Baufeldern sind höchstens zwei Vol lgeschosse vorgesehen, nur für das östl iche Baufeld
sind drei Vol lgeschosse zulässig. Ein Staffelgeschoss als Nichtvol lgeschoss kann errichtet
werden, wenn die festgesetzte Höhe nicht überschri tten wird.
Damit übernimmt der 2. Bebauungsplanänderungsentwurf für drei Baufelder die bereits im
rechtskräftigen Plan zulässige Gebäudehöhe, ledig l ich für das östl iche Gebäude an der
Friedhofsal lee ist ein zusätzl iches Vol lgeschoss vorgesehen. Dabei enthäl t der Ursprungs-
Bebauungsplan aber keine weiteren Höhenfestsetzungen.

73. Die Anregungen zu den vorgeschlagenen Gebäudehöhen und der erneute
Hinweis auf die befürchteten Einschränkungen für den Gärtnereibetrieb werden
zur Kenntnis genommen. Der Anregung, für das Baufenster an der Friedhofsallee
nur zwei Vollgeschosse festzusetzen und die maximale Gebäudehöhe auf 181 m
ü. NN zu reduzieren, wird nicht gefolgt.

Wie in Punkt 67 erläutert, übernimmt der 2. Bebauungsplanänderungsentwurf für drei
Baufelder die bereits im rechtskräftigen Plan zulässige Gebäudehöhe von zwei
Vol lgeschossen. Ein Staffelgeschoss als Nichtvol lgeschoss kann errichtet werden, wenn die
festgesetzte Höhe nicht überschri tten wird. Im Ursprungs-Bebauungsplan waren
Satteldächer ohne Maximalhöhe (und somit verg leichbar mit der Wirkung eines
Staffelgeschosses) festgesetzt. Daher entsteht in der Höhenfestsetzung für die drei
westl ichen Baufelder keine Erhöhung der zulässigen Bauhöhen gegenüber dem zurzeit
rechtsgül tigen Plan. Ledig l ich das Gebäude an der Friedhofsal lee wird höher. Im
Gegenzug rücken die überbaubaren Flächen weiter von der Nachbargrenze ab, sodass
das zweite Sachverständigengutachten in der Gesamtschau sogar einen Vortei l für die
neuen gegenüber den zurzeit gül tigen Festsetzungen feststel len konnte.
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74.

76.

77.

75.

74. Der Einschätzung, dass das Gegengutachten ebenfalls auf die negativen
Auswirkungen hinweist, kann nicht gefolgt werden.

Das Gegengutachten zeigt Mängel des ersten Sachverständigen-Gutachtens auf (z.B.
Einbezug rechtl ich ungeklärter Voraussetzungen) und verdeutl icht, dass aufgrund fehlen-
dem Einbezug weiterer Faktoren unter Verwendung einer speziel len Methodik die Aus-
sagekraft des ersten Sachverständigengutachtens in Frage gestel l t wird.
Der Gegengutachter spricht die Empfehlung eines detai l l ierten Gutachtens unter Einbezug
al ler pflanzenwirksamen Faktoren aus, was auch erfolgt ist.

75. Der Hinweis, dass alle anderen an die Gärtnerei angrenzenden Häuser einen
Mindestabstand von 10 m haben, wird zur Kenntnis genommen.

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die uml iegenden Wohnbauge-
biete einen höheren Schutzstatus haben. Somit ist ein größerer Abstand zu den Gärtner-
eien auch geboten.

76. Der Einwand, dass im westlichen Bereich (festgesetzte Fläche mit Bindungen für
Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bepflanzungen) eine intensive Bepflanzung
vorgesehen wird, wird zurückgewiesen.

Die angesprochene Fläche verfügt über einen erhaltenswerten Gehölzbestand, der biokl i -
matisch und artenschutzrechtl ich bedeutsam ist. Auf der Fläche befinden sich heute schon
zwei Zedern, die mit Pflanzungen von Wacholdersträuchern ergänzt werden sol len. Die
Pflanzungen erfolgen westl ich der vorhandenen Zedern und werden somit bei entsprech-
ender Pflege keine zusätzl ichen Verschattungswirkungen erzeugen. Sie sind notwendig,
um den Fortbestand des Bluthänfl ings, der in Hessen mit einem unzureichenden bis
schlechten Erhal tungszustand bewertet ist, zu gewährleisten. Die Pflanzungen werden auf
einer öffentl ichen Fläche vorgenommen und beeinträchtigen nicht die Zugängl ichkeit zum
Blockheizkraftwerk. Bedenken seitens der Stadtwerke sind uns nicht bekannt.

77. Der Hinweis, dass im Falle von Vermögenseinbußen öffentlich-rechtliche
Erstattungsansprüche geltend gemacht werden, wird zur Kenntnis genommen. Ein
Anspruch hierauf besteht nach Auffassung des Magistrats allerdings nicht.

Die Entschädigungsansprüche aus den §§ 39 - 44 BauGB beziehen sich jeweils darauf, dass ein
Bebauungsplan die Nutzung des Grundstücks einschränkt, an dem der Anspruchsstel ler Nutzungs-
rechte hat. Im vorl iegenden Fal l geht es aber um die Veränderung von Nutzungsmöglichkeiten auf
dem Nachbargrundstück. Das ist kein Anwendungsfal l des Planungsschadensrechts.
Daraus folgt, dass kein Anlass besteht, Entschädigungsansprüche im Planverfahren zu untersuchen.
Über gegebenenfal ls mögliche zivi lrechtl iche Ansprüche kann eine Bauleitplanung keine
Ermittlungen anstel len und Aussagen treffen.
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78.

Das Sachverständigen-Gutachten (Brinkhoff, März 201 6) wurde durch einen
Gegengutachter (Berndt, Apri l 201 6) im Auftrag der Gärtnerei geprüft und beanstandet.
Die Beurtei lung erfolgte dabei nicht auf Grundlage von Untersuchungen und Berechnungen,
sondern -wie unter Punkt 2 aufgeführt- vor al lem auf Grundlage der umfassenden Erfahrung.

Um den Anforderungen an eine umfassende Untersuchung gerecht zu werden, wurde durch
den Magistrat ein zweites Sachverständigen-Gutachten (Elsner, Apri l 201 7) unter
Berücksichtigung des Gegengutachtens beauftragt:

Im Folgenden wird dargestel l t, wie im weiteren Verfahren mit dem 2. Sachverständigen-
Gutachten auf die Beanstandungen reagiert wurde:

78.
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0-3 .1 :

Die Punkte

0 Vorbemerkung

1 Anlass und Auftragsumfangs

2 Weitere Grundlagen

3.1 Vorbemerkung zur Bedeutung von Licht für die Pflanzenproduktion

wurden zur Kenntnis genommen.
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3.2:
Die Kritik, dass die berechnete Schattenstudie keine verwertbare Quantifizierung der
pflanzenwirksamen Lichtminderung erlaubt, wurde zur Kenntnis genommen.
Der Anregung, dass für eine umfassende Beurtei lung die pflanzenwirksame Globalstrahlung
ermittelt werden sol l , wurde deshalb im zweiten Sachverständigen-Gutachten berücksichtigt.

Die vorgeschlagene Methodik eines Sachverständigen, der hierfür eine akzeptierte Methode
entwickelt hat, wurde aufgegriffen.
Die empfohlene Methode wurde im zweiten Gutachten angewandt.

Die in Frage gestel l te Methode der ersten Gutachterin erübrigt sich somit.
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3.3:
Die Kritik an der Nachvol lziehbarkeit der Angaben zu den Schattenbi ldern wurde
aufgegriffen und erübrigt sich mit dem zweiten Sachverständigengutachten vom Apri l 201 7.

3.4:
Die Vorbelastungen wurden im zweiten Sachverständigen-Gutachten im Rahmen der
angewandten Methodik angemessen berücksichtigt.
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3.5:
Die nicht berücksichtigten Kulturflächen wurden im zweiten Sachverständigen-Gutachten
berücksichtigt.
Die Bewertung erfolgte unabhängig von den im Grenzabstand befindl ichen
Gewächshäusern.
Die betroffenen Niederglasflächen wurden in die Beurtei lung einbezogen.

3.6:
Die kritisierte undifferenzierte Beurtei lung und Bewertung wurde aufgegriffen und im
zweiten Sachverständigen-Gutachten im Rahmen der umfassenden Methodik differenziert
bewertet.

3.7:
Da das zweite Sachverständigen-Gutachten vom Apri l 201 7 zu dem Ergebnis führte, dass
dem Gartenbaubetrieb durch die Bebauungsplanänderung hinsichtl ich der gesamten
Verschattungs- bzw. Belichtungssituation keine Nachtei le gegenüber der bestehenden
Rechtssituation entstehen, erübrigen sich weitere Untersuchungen zur Kompensation der
Verschattung durch Assimilationsl icht oder Heizung. Mögliche Nachtei le für das
Verkaufsgewächshaus, die durch die vorgesehene Festsetzung von drei (statt zuvor zwei)
Vol lgeschossen entstehen, werden durch die positiven Effekte der größeren Grenzabstände
der Baufenster wieder ausgeglichen.
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4:
Die Untersuchungen zur Umstrukturierung im Rahmen des Bauleitplanverfahrens erübrigen
sich ebenfal ls, da die Bebauungsplanänderung insgesamt keine Verschlechterung
gegenüber der bestehenden Rechtssituation erkennen lässt.
Hierzu wird auch auf Punkt 3 .7 verwiesen.
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5:
Die Thematik zu den Pflanzenschutzmitteln wurde im zweiten Sachverständigengutachten
vom Apri l 201 7 nicht aufgegriffen, da in diesem Punkt der Gegengutachter mit der
Beurtei lung der ersten Sachverständigen übereinstimmt.
Es wird darüber hinaus ledigl ich auf einen möglichen unangenehmen Geruch nach
„Chemie“ hingewiesen.
Diese Problematik wäre auch bei einer Wohnbebauung im Rahmen der Zulässigkeiten des
rechtskräftigen Bebauungsplanes in einem Kleinsiedlungsgebiet aufgetreten. Dabei bietet
das vorgesehene Mischgebiet in der Bebauungsplanänderung den Vortei l einer geringeren
Störanfäl l igkeit als ein Kleinsiedlungsgebiet.

6:
Die Prüfung der Existenzgefährdung war nicht Tei l des beauftragten Gutachtens sondern
eine fachl iche Einschätzung der Gutachterin auf Grundlage der Erfahrung mit
Gartenbaubetrieben, den gesamten ermittelten Fakten und ihrer fachl ichen Einschätzung.
Da das zweite Sachverständigengutachten vom Apri l 201 7 für die Gesamtsituation sogar
eine positive Bi lanz gegenüber der bestehenden baurechtl ichen Situation festgestel l t hat, ist
die Frage der Existenzgefährdung durch die Bebauungsplanänderung hinfäl l ig.
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7:
Die Bemerkung unter Punkt 7.1 , dass zu einer Prüfung der Auswirkungen immer eine
Auseinandersetzung mit den wirtschaftl ichen Folgen erforderl ich wird, wird nicht
uneingeschränkt getei l t. Diese Auseinandersetzung muss in diesem Fal l al lerdings
privatrechtl ich erfolgen, da sie nicht Gegenstand eines öffentl ich-rechtl ichen
Bebauungsplanverfahrens sein kann.
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8:
Aufgrund der Feststel lung, dass das erste Sachverständigen-Gutachten nach Ansicht des
Gegengutachters nicht ausreichend geeignet war, die tatsächl iche Betroffenheit des
Gartenbaubetriebes festzustel len, wurde durch den Magistrat ein weiteres Gutachten unter
Berücksichtigung al ler oben angeführten Punkte beauftragt.
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9:
Der Anhang zu den Wirkungen von Lichtmangel in Pflanzenkulturen wird zur Kenntnis
genommen.

9.
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Die exemplarische Berechnung der Mindererlöse durch Verschattung wird zur Kenntnis
genommen.
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1. Der Anregung, im Bereich D auch mehrgeschossige Bebauung zuzulassen, wird nicht

gefolgt.

Das städtebauliche Konzept sieht langfristig vor, den Tei lbereich D, der gleichzeitig

Blockinnenbereich ist, von Bebauung freizuhalten und nach möglicher gänzlicher Aufgabe

al ler Gärtnereibetriebszweige und einer potenziel len Neustrukturierung des Grundstücks

eine Bebauung am Blockrand entlang der Erschl ießungsstraßen zu konzentrieren.

Um den Fortbestand oder eine Entwicklung des Gärtnereibetriebes bzw. einer zulässigen

Nachfolgenutzung zu ermöglichen, ist auch eine eingeschossige Bebauung im Bereich D für

diese Nutzungen weiterhin zulässig. Eine Höhenbegrenzung wird nicht festgesetzt.

Betriebsgebäude und Gewächshäuser, wie sie im Bestand im Bereich D vorhanden sind,

sind mit der Festsetzung abgedeckt. Sol l te aus betrieblichen Gründen eine mehrgeschossige

Bebauung erforderl ich werden, lassen die Festsetzungen in den Blockrandbereichen

ausreichend Kapazitäten für zwei- oder dreigeschossige Bebauung zu. Eine Änderung der

Geschossigkeit im Bereich D und damit generel le Zulässigkeit mehrgeschossiger Bebauung

entspricht nicht den städtebaulichen Zielen.

2. Der Anregung, die textlichen Festsetzungen zur Zulässigkeit von Werbeanlagen zu

ergänzen, wird gefolgt.

Die Anregungen zur Ergänzung der Textfestsetzungen im Tei l B 3 .3 "Werbeanlagen"

können noch in den 3. Bebauungsplanentwurf aufgenommen werden, da es sich um

bauordnungsrechtl iche Festsetzungen handelt, die nicht das Planungsrecht betreffen und

vertretbar sind.
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1. Die Einschätzung, dass nach Aufgabe der bestehenden Gärtnereibetriebe
Gewerbebetriebe nicht zu lässig sind, stimmt nicht.

Nach Aufgabe der bestehenden Gärtnereibetriebe sind gemäß der textl ichen Festsetzung
A 1 .2 . 1 Gewerbebetriebe eingeschränkt, jedoch al lgemein zulässig. Aufgrund der
uml iegenden Wohnbebauung in reinen und al lgemeinen Wohngebieten wird deren
Zulässigkeit auf nicht störende und damit wohngebietsverträgl iche Gewerbebetriebe
eingeschränkt. Nicht zulässig dagegen sind störende und nicht wesentl ich störende
Gewerbebetriebe.
Somit verbessern sich im geplanten Mischgebiet die Zulässigkeitsvoraussetzungen
gegenüber der zurzeit rechtskräftigen Festsetzung (Kleinsiedlungsgebiet) von einer
ausnahmsweise in eine al lgemeine Zulässigkeit von nicht störenden Gewerbebetrieben.
Die Zulässigkeit h insichtl ich des Störgrades bleibt dagegen gleich, sodass die
uml iegenden Nutzungen keine Nachtei le hinsichtl ich des Immissionsschutzes erfahren.

2. Der Anregung, dass als Nachfolgenutzung nach Aufgabe der Gartenbaubetriebe
Einzelhandel mit Pflanzen sowie Friedhofsgärtnereien mit reiner Grabpflege zulässig
sein sollen, wird gefolgt.

Der Anregung, Einzelhandel mit Pflanzen und Blumen zuzulassen, kann gefolgt werden,
wenn es sich um nicht großflächigen Einzelhandel handelt und die nach dem
Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Gießen innenstadtrelevanten Sortimente
(Schnittblumen und Arbeitskleidung) nur als Randsortimente angeboten werden.
Diese Ergänzung wird durch die Änderungen im 3. Bebauungsplanentwurf aufgenommen.

Friedhofsgärtnereien mit reiner Grabpflege (Dienstleistungsbetrieb) , die die Eigenschaft
eines Gartenbaubetriebes mit produktivem Tei l n icht mehr aufweisen, können
planungsrechtl ich den nicht störenden Gewerbebetrieben zugeordnet werden. Somit ist
deren Zulässigkeit durch die Zulässigkeit von Gewerbebetrieben abgedeckt.
Erweitert wird die Textfestsetzung, dass Betriebe zur Herstel lung und Gestal tung von
Grabstätten auch im Tei lbereich D (Blockinnenbereich) zulässig sind. Diese Ergänzung
wird ebenfal ls im 3. Bebauungsplanentwurf aufgenommen.

2.

1 .

3.



BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan Nr. 33a „Rodtberg“, 2. Änderung:
Abwägung der Anregungen , d ie im Rahmen der frühzei tigen Betei l igung gemäß
§ 3 Abs. 1 BauGB, der Offen legung gem. § 3 Abs. 2 BauGB, der erneuten
Offen legung gem. § 4a Abs. 3 BauGB sowie in der Betei l igung der Behörden
und sonstiger Träger öffen tl i cher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebrach t wurden .

Stel lungnahme von: Gartenbauverband Baden-Würtemberg-Hessen vom: 1 1 .05.201 7

87

3. Der Anregung, dass die Teilbereiche D nach Aufgabe der Gärtnereinutzung auch
weiterhin überbaubar sein sollen, wird teilweise gefolgt.

Dem Bebauungsplanentwurf l iegt ein Konzept einer Blockrandbebauung zugrunde, wenn
langfristig der Gärtnereibetrieb gänzlich und ersatzlos aufgegeben werden sol l te. Die
besonderen flächenintensiven Anforderungen einer Gärtnerei sol len für eine
mischgebietsverträgliche Nachfolgenutzung auf die Randbereiche konzentriert werden,
während die Blockinnenbereiche von Bebauung freigehalten und möglichst gärtnerisch
begrünt werden sol len. In diesem Bereich können die Festsetzungen zum Mindest-Grünantei l
optimal umgesetzt werden.
Um den Fortbestand der Gärtnereibetriebe planungsrechtl ich zu unterstützen, auch wenn
einzelne Betriebstei le aufgegeben werden, wird im 3. Bebauungsplanentwurf die Anregung
aufgenommen, dass im Teibereich D neben Gartenbaubetieben auch Betriebe zur
Herstel lung und Gestaltung von Grabstätten zulässig sind.

Die Begründung, dass ungünstige Grundstückzuschnitte entstehen könnten, kann nicht
nachvol lzogen werden.
Der Argumentation, dass die Freihaltung der Tei lbereiche D zu eine Schlechterstel lung
gegenüber der projektierten Bebauung auf der ehemaligen Gärtnereifläche Friedhofsal lee 9
führen würde, wird widersprochen. Für das gesamte Mischgebiet MI1 sind eine Grund-
flächenzahl von 0,4 und eine Geschossflächenzahl von 1 ,1 vorgesehen, d.h. sowohl für die
Gärtnereiflächen als auch die für Wohnbebauung vorgesehene Flächen. Ledigl ich die Lage
der überbaubaren Flächen stel l t sich unterschiedlich dar. Auch die Festsetzungen für die
Mindestgrünantei le und somit von Bebauung freizuhaltenden Grundstücksflächenantei le
gelten für das gesamte Mischgebiet MI 1 .

3.
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4. Die Anregung, dass im Rahmen der Bebauungsplanänderung für den Betrieb keine
Kosten nach BauGB oder KAG entstehen sollten, wird zur Kenntnis.

Eine Heranziehung von Anliegern im Zuge eines Straßenausbaus oder anderer umlage-
fähiger Erschl ießungsmaßnahmen erfolgt jedoch unabhängig vom Planänderungsverfahren.
Die Kosten der Bebauungsplanänderung werden antei l ig von der Stadt Gießen und vom
Investor getragen.
Eine zusätzl iche öffentl iche Erschl ießung oder eine Umlegung sind absehbar nicht
erforderl ich. Die ursprüngliche Fußweg-Festsetzung zwischen den Gärtnereien, die
mittlerweile im Einbahn-verkehr auch von KFZ befahren wird und deshalb in der
Bebauungsplanänderung nun als Straßenverkehrsfläche festgesetzt wird, löst als geänderte
Festsetzung zunächst keine Kosten aus.
Sie dient der langfristigen Sicherung der im städtischen Besitz befindl ichen Fläche, die erst
bei Bedarf entsprechend ausgebaut werden würde. Dies ist zurzeit nicht vorgesehen und ein
Ausbaubedarf momentan noch nicht absehbar.
Grundsätzl ich sind aber Kostenbetei l igungen nach Erschl ießungsbeitragsrecht oder KAG,
unabhängig vom Bebauungsplanänderungsverfahren, nicht auszuschl ießen. Steuerrechtl iche
Folgen einer Gebietsumwidmung können nur außerhalb einer bauleitplanerischen Abwäg-
ung bewertet werden.
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1. Der Hinweis, dass sich die konkreten Auswirkungen der Verschattung nicht
beurteilen lassen, da „nur“ die nach rechtskräftigem Bebauungsplan zulässige
Bebauung mit der geplanten Investoren-Bebauung verglichen wird, wird zur Kenntnis
genommen.

Die tatsächl iche Betroffenheit, die sich daraus ergibt, dass die rechtskräftigen Bebau-
ungsplanfestsetzungen nicht vol lumfänglich ausgeschöpft wurden, wurde mit der letzten
Verschattungsstudie sowie dem Sachverständigen-Gutachten vom Apri l 201 7 nicht unter-
sucht.
Untersucht wurden im Rahmen des Bebauungsplan-Änderungsverfahrens aus planunga- und
abwägungsrechtl ichen Gründen die Auswirkungen, die die Änderung selbst auslöst.
Deshalb sind die Untersuchungen und Gutachten im Rahmen des Verfahrens geeignet, die
Auswirkungen der geänderten Festsetzungen aufzuzeigen.

2. Der Kritik, dass keine Aussagen über mögliche Produktions- und
Qualitätseinbußen getroffen wurden, die aber erforderlich sind, wird nicht gefolgt.

Die Entschädigungsansprüche aus den §§ 39 - 44 BauGB beziehen sich jeweils darauf,
dass ein Bebauungsplan die Nutzung des Grundstücks einschränkt, an dem der Anspruchs-
stel ler Nutzungsrechte hat. Im vorl iegenden Fal l geht es aber um die Veränderung von
Nutzungsmöglichkeiten auf dem Nachbargrundstück. Der Magistrat hat festgestel l t, dass
das kein Anwendungsfal l des Planungsschadensrechts ist.
Daraus folgt, dass kein Anlass besteht, Entschädigungsansprüche im Planverfahren zu
untersuchen.
Die Berechnung und Bewertung von Produktions- und Qualitätseinbußen hätte privatrechtl ich
zu erfolgen und ist nicht Aufgabe des Bebauungsplanänderungsverfahrens.

3. Den Bedenken, dass die angenommene mögliche Bebauung nach Maßgabe des
rechtskräftigen Bebauungsplans in dem Ausmaß nicht möglich ist, wird nicht gefolgt.

Der rechtskräftige Bebauungsplan setzt für das Kleinsiedlungsgebiet eine Grundflächenzahl
(GRZ) von 0,2 und eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,3 fest. Darüber hinaus sind zwei
Vol lgeschosse zulässig und als Dachform ist ein Satteldach mit einer Neigung von 30°
festgesetzt.
Für die exemplarisch projektierte Bebauung wurde das mögliche Maß der baulichen
Nutzung annähernd ausgeschöpft und eine GRZ von 0,1 5 mit einer GFZ von 0,3
angenommen sowie ein Satteldach mit 30°. Da keine Baugrenzen vorgegeben sind, wurde
der bauordnungsrechtl iche Mindestabstand von 3 m zur Nachbargrenze angenommen.

3.
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noch zu 3.
Aus diesen Maßgaben sind die Baukubaturen entstanden, die unabhängig von einer
möglichen Nutzung visualisiert wurden.
Als mögliche Nutzungen sieht die BauNVO 1 962 für Kleinsiedlungsgebiete neben
Kleinsiedlungen, landwirtschaftl ichen Nebenerwerbsstel len und Gartenbaubetrieben auch
beispielsweise nicht störende Handwerksbetriebe oder Schank- und Speisewirtschaften als
al lgemein zulässig und beispielsweise Anlagen für kirchl iche, kulturel le, soziale,
gesundheitl iche und sportl iche Zwecke als ausnahmsweise zulässige und damit denkbare
Nutzungen für die fiktive Bebauung zu.

4. Die Einschätzung, dass nach Aufgabe der bestehenden Gärtnereibetriebe
Gewerbebetriebe nicht zu lässig sind, stimmt nicht.

Nach Aufgabe der bestehenden Gärtnereibetriebe sind gemäß der textl ichen Festsetzung
A 1 .2 . 1 Gewerbebetriebe eingeschränkt, jedoch al lgemein zulässig. Aufgrund der
uml iegenden Wohnbebauung in reinen und al lgemeinen Wohngebieten wird deren
Zulässigkeit auf nicht störende und damit wohngebietsverträgl iche Gewerbebetriebe
eingeschränkt. Nicht zulässig dagegen sind störende und nicht wesentl ich störende
Gewerbebetriebe.
Somit verbessern sich im geplanten Mischgebiet die Zulässigkeitsvoraussetzungen
gegenüber der zurzeit rechtskräftigen Festsetzung (Kleinsiedlungsgebiet) von einer
ausnahmsweise in eine al lgemeine Zulässigkeit von nicht störenden Gewerbebetrieben.
Die Zulässigkeit h insichtl ich des Störgrades bleibt dagegen gleich, sodass die
uml iegenden Nutzungen keine Nachtei le hinsichtl ich des Immissionsschutzes erfahren.

5. Der Anregung, dass als Nachfolgenutzung nach Aufgabe der Gartenbaubetriebe
Einzelhandel mit Pflanzen sowie Friedhofsgärtnereien mit reiner Grabpflege zulässig
sein sollen, wird teilweise gefolgt.

Der Anregung, Einzelhandel mit Pflanzen und Blumen zuzulassen, kann gefolgt werden,
wenn es sich um nicht großflächigen Einzelhandel handelt und die nach dem
Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Gießen innenstadtrelevanten Sortimente
(Schnittblumen und Arbeitskleidung) nur als Randsortimente angeboten werden.
Diese Ergänzung wird durch die Änderungen im 3. Bebauungsplanentwurf aufgenommen.
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Friedhofsgärtnereien mit reiner Grabpflege (Dienstleistungsbetrieb) , die die Eigenschaft
eines Gartenbaubetriebes mit produktivem Tei l n icht mehr aufweisen, können
planungsrechtl ich den nicht störenden Gewerbebetrieben zugeordnet werden. Somit ist
deren Zulässigkeit durch die Zulässigkeit von Gewerbebetrieben abgedeckt.
Erweitert wird die Textfestsetzung, dass Betriebe zur Herstel lung und Gestal tung von
Grabstätten auch im Tei lbereich D (Blockinnenbereich) zulässig sind. Diese Ergänzung
wird ebenfal ls im 3. Bebauungsplanentwurf aufgenommen.

6. Der Anregung, dass die Teilbereiche D nach Aufgabe der Gärtnereinutzung auch
weiterhin überbaubar sein sollen, wird teilweise gefolgt.

Dem Bebauungsplanentwurf l iegt ein Konzept einer Blockrandbebauung zugrunde, wenn
langfristig der Gärtnereibetrieb gänzlich und ersatzlos aufgegeben werden sol l te. Die
besonderen flächenintensiven Anforderungen einer Gärtnerei sol len für eine
mischgebietsverträgliche Nachfolgenutzung auf die Randbereiche konzentriert werden,
während die Blockinnenbereiche von Bebauung freigehalten und möglichst gärtnerisch
begrünt werden sol len. In diesem Bereich können die Festsetzungen zum Mindest-Grünantei l
optimal umgesetzt werden.
Um den Fortbestand der Gärtnereibetriebe planungsrechtl ich zu unterstützen, auch wenn
einzelne Betriebstei le aufgegeben werden, wird im 3. Bebauungsplanentwurf die Anregung
aufgenommen, dass im Teibereich D neben Gartenbaubetieben auch Betriebe zur
Herstel lung und Gestaltung von Grabstätten zulässig sind.
Die Begründung, dass ungünstige Grundstückzuschnitte entstehen könnten, kann nicht
nachvol lzogen werden.
Der Argumentation, dass die Freihaltung der Tei lbereiche D zu eine Schlechterstel lung
gegenüber der projektierten Bebauung auf der ehemaligen Gärtnereifläche Friedhofsal lee 9
führen würde, wird widersprochen. Für das gesamte Mischgebiet MI1 sind eine Grund-
flächenzahl von 0,4 und eine Geschossflächenzahl von 1 ,1 vorgesehen, d.h. sowohl für die
Gärtnereiflächen als auch die für Wohnbebauung vorgesehene Flächen. Ledigl ich die Lage
der überbaubaren Flächen stel l t sich unterschiedlich dar. Auch die Festsetzungen für die
Mindestgrünantei le und somit von Bebauung freizuhaltenden Grundstücksflächenantei le
gelten für das gesamte Mischgebiet MI 1 .

7.

6.
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7. Die Anregung, dass im Rahmen der Bebauungsplanänderung für den Betrieb keine
Kosten nach BauGB oder KAG entstehen sollten, wird zur Kenntnis.

Eine Heranziehung von Anliegern im Zuge eines Straßenausbaus oder anderer umlage-
fähiger Erschl ießungsmaßnahmen erfolgt jedoch unabhängig vom Planänderungsverfahren.
Die Kosten der Bebauungsplanänderung werden antei l ig von der Stadt Gießen und vom
Investor getragen.
Eine zusätzl iche öffentl iche Erschl ießung oder eine Umlegung sind absehbar nicht
erforderl ich. Die ursprüngliche Fußweg-Festsetzung zwischen den Gärtnereien, die
mittlerweile im Einbahn-verkehr auch von KFZ befahren wird und deshalb in der
Bebauungsplanänderung nun als Straßenverkehrsfläche festgesetzt wird, löst als geänderte
Festsetzung zunächst keine Kosten aus.
Sie dient der langfristigen Sicherung der im städtischen Besitz befindl ichen Fläche, die erst
bei Bedarf entsprechend ausgebaut werden würde. Dies ist zurzeit nicht vorgesehen und ein
Ausbaubedarf momentan noch nicht absehbar.
Grundsätzl ich sind aber Kostenbetei l igungen nach Erschl ießungsbeitragsrecht oder KAG,
unabhängig vom Bebauungsplanänderungsverfahren, nicht auszuschl ießen. Steuerrechtl iche
Folgen einer Gebietsumwidmung können nur außerhalb einer bauleitplanerischen Abwäg-
ung bewertet werden.

7.
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1. Der Anregung wurde gefolgt.
Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden die betroffenen Betriebe zu Gesprächen
eingeladen, erhielten vielfältige Informationen und wurden im Rahmen der einzelnen
Verfahrensschritte einbezogen.
Insbesondere gab es mit der an das Neubauvorhaben angrenzenden Gärtnerei
umfangreiche Korrespondenz. Der Einbezug der Gärtnerei reichte weit über die im Rahmen
des Verfahrens vorgesehenen Betei l igungsmöglichkeiten hinaus. Anregungen, die auch
außerhalb der Öffentl ichkeitsbetei l igung eingingen, fanden Berücksichtigung und wurden in
den Bebauungsplanentwurf einbezogen.

2. Der Anregung einer Abstimmung von Festsetzungen zum Maß der baulichen
Nutzung kann grundsätzlich nicht gefolgt werden, da diese Entscheidung alleine
dem Plangeber auf der Grundlage einer sachgerechten Abwägung obliegt.

Im Rahmen der 2. Bebauungsplanänderung wurde das Maß der baulichen Nutzung erhöht,
sodass einerseits eine angemessene Nachfolgenutzung der aufgegebenen Gärtnerei
möglich wird, andererseits damit auch Erweiterungsmöglichkeiten für die Gärtnereibetriebe
eröffnet werden.
Die Anregungen, die während der Offenlegungsfristen, aber auch darüber hinaus eingin-
gen, wurden intensiv geprüft und die befürchteten Auswirkungen durch gutachterl iche Unter-
suchungen geprüft.
Insbesondere wurde die maximal zulässige Höhe eingeschränkt, um mögliche Auswirk-
ungen zu minimieren.

3. Der Anregung wurde gefolgt.
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes lassen die Nutzung der Gartenbaubetriebe mit
untergeordneten Verkaufsflächen weiterhin zu und ermöglichen darüber hinaus durch die
Erhöhung des Maßes der baulichen Nutzung Erweiterungsmöglichkeiten.

4. Der Anregung wurde im Rahmen des Planänderungsverfahrens gefolgt.
Die Kosten der Bebauungsplanänderung werden antei l ig von der Stadt Gießen und vom
Investor getragen. Eine zusätzl iche öffentl iche Erschl ießung oder eine Umlegung sind nicht
erforderl ich. Die ursprüngliche Fußweg-Festsetzung zwischen den Gärtnereien, die
mittlerweile im Einbahnverkehr auch von KFZ befahren wird und deshalb in der
Bebauungsplanänderung nun als Straßenverkehrsfläche festgesetzt wird, löst als geänderte
Festsetzung zunächst keine Kosten aus.

2.
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noch zu 4.
Sie dient der langfristigen Sicherung der im städtischen Besitz befindl ichen Fläche, die erst
bei Bedarf entsprechend ausgebaut werden würde. Dies ist zurzeit nicht vorgesehen und ein
Ausbaubedarf momentan noch nicht absehbar.
Grundsätzl ich sind aber Kostenbetei l igungen nach Erschl ießungsbeitragsrecht oder KAG,
unabhängig vom Bebauungsplanänderungsverfahren, nicht anzuschl ießen. Steuerrechtl iche
Folgen einer Gebietsumwidmung können nur außerhalb einer bauleitplanerischen
Abwägung bewertet werden.

5. Der Anregung wurde überwiegend gefolgt.
Das Konzept in der Ausgestaltung, wie sie zum Zeitpunkt der Unterrichtung vorlag, wurde
mehrfach modifiziert und vor al lem in der Baukubatur und Höhe reduziert. In
unterschiedlichen Gutachten wurde belegt, dass die Gärtnerei Schulz durch die
Bebauungsplanänderung keine unverhältnismäßige Beeinträchtigung gegenüber den gemäß
rechtskräftigem Plan bestehenden Festsetzungen erfährt.

6. Der Anregung wurde gefolgt.
Im Rahmen des Änderungsverfahrens wurden mehrere Verschattungsstudien und ein
Immissionsgutachten erstel l t. Darüber hinaus wurden zwei Gutachten von Sachverständigen
für Gartenbau und Gartenbautechnik erarbeitet, die in der Bebauungsplanänderung
Berücksichtigung fanden.
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1 . Der Anregung zur Prüfung der Schornsteinhöhe wird gefolgt.

Der Aspekt, ob mit dem Schornstein die vorgesehene Bebauung konfl iktfrei errichtetet

werden kann, wird im Baugenehmigungsverfahren abgeprüft.

Auf Ebene des Bebauungsplanes wird davon ausgegangen, dass die deutl ich niedrigeren

Schutzanforderungen einer Wohnbebauung im Mischgebiet auch bezüglich der

vermuteten Luftschadstoff-Ausbreitung vom BHKW eingehalten werden, da dieser unter

Berücksichtigung der unmittelbar benachbarten reinen Wohngebiete sowie dem

Bestandswohnhaus in direkter Nachbarschaft des BHKW genehmigt wurde.

1 .
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1. Die Anregung des Fachdezernats Immissionsschutz II, dass passive
Schallschutzmaßnahmen an dem betroffenen Gebäude erforderlich werden, wird
teilweise aufgegriffen.

Die Anregung des Fachdezernats Immissionsschutz I I des Regierungspräsidiums Gießen,
den Gebäudegrundriss entsprechend zu gestalten und schutzbedürftige Räume an der
immissionsabgewandten Seite anzuordnen bzw. schal lgedämmte Lüftungstechnik zu
verwenden, wurde dahingehend berücksichtigt, dass sie somit in den Hinweistei l der
textl ichen Festsetzungen aufgenommen wurde.

Da die Lkw-Anlieferungen bei der untersuchten Gärtnerei i .d.R. zur Tagzeit erfolgen mit
Ausnahme einer Lkw Anlieferung in der Zeit vor 6 Uhr und somit zur Nachtzeit, kann nach
Einschätzung des Gutachters die TA Lärm für derartige äußerst selten auftretende
Einzelereignisse während des bestimmungsgemäßen Betriebes einer Anlage angewandt
werden.
Die Festlegung einer sogenannten Grundrisslösung im Bebauungsplan als textl iche
Festsetzung, die zum Schlafen vorgesehene Räume auf der der Gärtnerei zugewandten
Gebäudeseite zwingend unterbindet, erscheint unverhältnismäßig. Deshalb wurde dies als
Hinweis aufgegriffen.

2. Der Anregung, dass eine detaillierte Betrachtung des BHKW notwendig ist, um die
zukünftige Immissionsbelastung zu ermitteln, wurde bereits im Rahmen des Gutachtens
gefolgt.

Das auf dem Betriebsgelände der Gärtnerei Schulz befindl iche Blockheizkraftwerk der
Stadtwerke Gießen unterlag vor Errichtung der Genehmigungspfl icht. In diesem
Zusammenhang wurde im Jahre 201 0 eine Immissionsprognose erstel l t, die im vorl iegenden
Immissionsgutachten berücksichtigt wurde. Die angeregte detai l l ierte Betrachtung des
Heizkraftwerks und seiner Immissionsbelastung ist somit im Rahmen des erstel l ten
Gutachtens erfolgt.
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